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Anlage 1 zum Beschluss

Gemeinsamer
Bundesausschuss

Kommentierung durch den Gemeinsamen
Bundesausschuss

zu den Berichten der Lenkungsgremien tber den klarenden Dialog
nach § 8 Absatz 11 QFR-RL vom 31. Januar 2019

Mit Beschluss vom 18. Mai 2017 uiber eine Anderung der Qualitatssicherungs-Richtlinie Friih-
und Reifgeborene (QFR-RL) hat der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) unter anderem
festgelegt, dass die Lenkungsgremien nach 8 14 Absatz1 Satz 1 der Richtlinie Uber
MalRnahmen der Qualitatssicherung in Krankenhausern (QSKH-RL) dem G-BA halbjahrlich,
erstmalig zum 31.Januar 2018, Uber den Umsetzungsstand des ,klarenden Dialogs”
berichten. Zum 31. Januar 2019 wurden dem G-BA nun zum dritten Mal die Berichte vorgelegt.

Grundsatzlich gliedern sich die Berichte Giber den Umsetzungsgrad der Anforderungen an die
pflegerische Versorgung in zwei Teile — zum einen in einen Ubergreifenden Teil mit
landesbezogen zusammengestellten Informationen und zum anderen in einen spezifischen
Teil mit Informationen zu den einzelnen Perinatalzentren. Die Berichte stellen Transparenz
Uber den Verlauf des ,klarenden Dialogs” gegenliber dem G-BA her und geben damit dem
Normgeber die Mdglichkeit, den  klarenden Dialog® einzuordnen und notwendige
Konsequenzen aus dessen Ergebnissen zu ziehen.

Nach Angabe der Lenkungsgremien ist die Zahl der Perinatalzentren, die gegentiber dem G-
BA gemeldet haben, die Anforderungen an die pflegerische Versorgung gemaR 1.2.2 oder
I1.2.2 der Anlage 2 QFR-RL nicht zu erfillen, gegeniber den letzten Halbjahresberichten vom
31. Juli 2018 von 180 auf 183 Perinatalzentren gestiegen. Zielvereinbarungen inkl. Fristen
wurden den Berichten zufolge mit 161 Perinatalzentren getroffen, in 20 Féllen war eine
Zielvereinbarung nicht notwendig. Hinsichtlich der Umsetzungsschwierigkeiten bei der
Erflllung der Anforderungen an die pflegerische Versorgung gehen aus den Berichten
ahnliche Ursachen wie auch schon in den vorherigen Berichtszeitrdumen hervor. Hierzu
zahlen insbesondere

o fehlende Verfugbarkeit von qualifiziertem Personal am Arbeitsmarkt,

e hohes bzw. unvorhergesehenes Patientenaufkommen (z. B. Mehrlingsgeburten),
e unvorhergesehener, krankheitsbedingter Personalausfall,

e Abwerben und Fluktuation von Personal sowie

e Schwierigkeiten bei der Verlegung von Kindern bei Versorgungsengpassen.

Den Berichten zufolge erflillten zehn Perinatalzentren die Anforderungen an die pflegerische
Versorgung, sodass der ,Klarende Dialog” bei erfillter Zielvereinbarung als beendet erklart
wurde. Drei Perinatalzentren wurden aus dem ,klarenden Dialog“ ausgeschlossen, da
entweder die Voraussetzungen fiir die Versorgungsstufe grundsatzlich nicht erfiillt waren oder
das Perinatalzentrum in die Versorgungsstufe Ill gewechselt hatte. Darliber hinaus zeigen die
Berichte aber auch, dass einige (< 10) Perinatalzentren alle Anforderungen an die pflegerische
Versorgung erflllten und dennoch der klarende Dialog nicht abgeschlossen wurde, um die
H&auser weiterhin zu begleiten.
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Die Ubermittelten Berichte zeigen, dass die Erfullungsquote der pflegerischen Versorgung in
den meisten Perinatalzentren gestiegen ist. Allerdings fuhrt die Vorgabe, nicht mehr als zwei
Schichten hintereinander von dem Personalschliissel abzuweichen, weiterhin zu deutlichen
Umsetzungsschwierigkeiten.

Eine Einschatzung wie sich die Nichterreichung der Anforderungen auf die Qualitat der
Versorgung der Fruh- und Reifgeborenen in dem jeweiligen Bundesland bzw. der Region
auswirkt sowie zum Umsetzungsstand der QFR-RL, ist erst nach Abschluss der ,Klarenden
Dialoge” fundiert moglich. Jedoch geben auch die dritten Berichte weitere wichtige und
belastbare Informationen und schaffen Transparenz Uber den derzeitigen Stand der
Umsetzung der vom G-BA normierten Anforderungen.

Vor dem Hintergrund dieser weiteren Ergebnisse konkretisiert der G-BA seine Beratungen zur
Umsetzung von § 8 Abs. 13 QFR-RL im Hinblick auf notwendige Maflinahmen, z. B. eine
Anpassung der Richtlinie.
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Qualitatssicherung im Krankenhaus

Geschaftsstelle Ge QiK

bei der Baden-Wurttembergischen Krankenhausgesellschaft e.V.

Bericht an den G-BA - Ubergreifender Teil
1. Ubergreifender Teil (landesbezogen auszufillen)
1.1 Kennzahlen der Versorgung:

- Frihgeborene mit Geburtsgewicht < 15009:
laut Auswertung 16/1 (fehlen ambulante und Hausgeburten), keine anderen Datenquellen verfugbar:

2018: 1119 (1102 aus VJ 2018 Stand 29.Jan.2019 + 17 aus VJ2017 in 2018 geborene)
2017: 1227 (1220 aus VJ 2017 Stand 29.Jan. 2018 + 7 aus VJ2016 in 2017 geborene)
Lebendgeborene,

Vorjahr 2016: 1441 (1427 aus V32016 + 14 aus VJ2015 in 2016 geborene) Lebendgeborene;

- Perinatalzentren nach Versorgungsstufe:

a. Level 1: laut perinatalzentren.org 21
b. Level 2: laut perinatalzentren.org 5
c. Perinataler Schwerpunkt: laut Angaben externe stationdre QS Modul 16/1

2018 a.e. 7 (in diesen Hausern in der Mehrzahl
der Falle Level 3 angegeben)

- Perinatalzentren, die eine Meldung uber eine Nichterfullung abgegeben haben

a. aktuell 24 (insgesamt 25, mittlerweile Herabstufung eines Standortes auf perinatalen
Schwerpunkt)

b. 21/21 Level 1, 3/5 Level 2, 24/26 Level 1&2;

- Perinatalzentren, die in einen klarenden Dialog getreten sind mit dem Ergebnis,
dass keine Zielvereinbarung notwendig ist:
Ein Perinatalzentrum Level 2, das die voraussichtliche Nichterfiillung gemeldet hatte, wurde
aufgefordert, dem Lenkungsgremium zu melden, sobald eine Nichterfullung vorliege. Da dies
bis dato nicht eingetreten ist, wurde kein klarender Dialog mit dem Haus gefiihrt und keine
Zielvereinbarung abgeschlossen.
Mit allen PNZ, die in den klarenden Dialog eingetreten sind, wurde eine Zielvereinbarung
abgeschlossen, ungeachtet dessen, ob innerhalb der ersten zwei Quartale eine
Nichterfullung bestatigt wurde und ungeachtet dessen, welche MaRnahmen die PNZ bereits
ergriffen hatten. Dies geschah u.a. weil es anhand der Angaben und schichtbezogenen
Dokumentationen nicht mdoglich ist zu beurteilen, ob und in welchem Ausmaf eine
Nichterfullung vorliegt. Ursachlich sind mehrere Grinde:

- Bericksichtigung von Nachkommastellen vs. Rundung des ermittelten
Personaleinsatzes (GKiKP)

- Unterschiedliche Berucksichtigung des Einsatzes/Fehlens einer Gesundheits- und
Kinderkrankenpflegerin oder eines Gesundheits- und Kinderkrankenpflegers mit
Fachweiterbildung im Bereich ,,Péadiatrische Intensivpflege*”

- Es bestehen keine Detailregelungen zur Bewertung einer angemessenen Versorgung
der weiteren Kinder

Die Angabe von Erfiillung oder Nichterfullung der Personalvorgaben in einer Schicht hangt
jedoch haufig vom bertcksichtigten Personalschlissel fir die Versorgung weiterer Kinder ab.
Da hier kein Schlissel vorgegeben ist, besteht ein Interpretationsspielraum in Bezug auf die
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(Nicht-)Erfullung pro Schicht und eine Vergleichbarkeit der Hauser ist nicht herzustellen. Das
Ausmal der Erfillung bzw. in einigen Fallen die Tatsache der Erfillung oder Nichterfullung
ist somit ebenfalls variabel.

Die Mehrheit der PNZ haben die Angabe der Erfiillung pro Schicht (Spalte 8) auf die
Erflllung des Personalschlissels bei den Frihgeborenen <1500g bezogen (und dies als
Grundlage fur Berechnung der Erfullungsquote herangezogen), einzelne Hauser hingegen
auch auf die Erfillung eines bestimmten Personalschlissels fur die weiteren Kinder. Einige
Héauser hatten vom insgesamt zur Verfiigung stehenden Personal, dies rechnerisch jeweils
zunachst ausschlieBlich fiur die Versorgung von Frihgeborenen <1500g berlcksichtigt,
sodass nach den vorliegenden Informationen hier fiir weitere Kinder teilweise kein oder zu
wenig Personal zur Verfigung stand im Vergleich zu den intensivtherapie- oder —
Uberwachungspflichtigen Frihgeborenen <1500g oder mit einem deutlich erhdhten
Verhaltnis. Wie oben erwéhnt wurde hier dann von einigen Hausern die Erfillung
angegeben, weil die Angabe der Erfullung nur auf die Frihgeborenen <1500g bezogen
wurde, von anderen PNZ jedoch eine Nichterfiillung.

In einigen Fallen wurde eine (Nicht-)Erfillung angegeben, ohne dass anhand der
angegebenen Anzahl des eingesetzten Personals die Grinde hierflr ersichtlich wurden. Ob
dies am Fehlen einer Fachweitergebildeten in der Schicht lag oder an weiteren Kindern mit
notwendiger 1:1-Betreuung lasst sich aus der Tabelle nicht erkennen, da diese Angaben
nicht vorgesehen sind. Ferner ist nicht beurteilbar, ob bei Erstschichten der Nichterfillung
das Ereignis erst nach Schichtbeginn eintrat. Eine verlassliche Antwort auf die Frage nach
Erflllung oder Nicht-Erfullung kann derzeit nicht gegeben werden. Die Aufarbeitung im
erweiterten Klarenden Dialog sollte auch erst erfolgen, wenn die Vorgaben zur Befullung der
Tabelle eindeutig festgelegt sind und den PNZ mitgeteilt werden kénnen.

Die Dokumentation und damit auch die Berechnung und Angabe der Schichterfillung der
Hauser unterscheidet sich zudem dahingehend, dass die Mehrheit der Hauser sowohl bei
der Angabe der bendtigten als auch der eingesetzten GKiKP Nachkommastellen
bertcksichtigt haben, einzelne Hauser zwar bei der Berechnung der bendétigten, nicht aber
der eingesetzten GKiKP, andere weder noch. Inwiefern diese Unterschiede durch
Unklarheiten bei der Interpretation der RL-Vorgaben oder zumindest bei den eingesetzten
GKiKP moglicherweise durch raumliche Strukturen vor Ort bedingt sind, bleibt unklar.
Aufgrund dieser Unterschiede im Ausflllen der Tabelle und damit der Angabe der (Nicht-)
Erfillung halt der QFR-Ausschuss des Lenkungsgremiums Baden-Wirttemberg als
Fachgruppe (nachfolgend QFR-Ausschuss) die Angabe und vor allem das Ausmal3 der
(Nicht-)Erfullung fir nicht eindeutig belegt. Eine Abbildung der tatsachlichen pflegerischen
Versorgung der Kinder vor Ort ist (iber diese Zahlen nur sehr eingeschrankt mdglich.

Der QFR-Ausschuss Baden-Wirttemberg schlagt vor, zwei weitere Spalten in die
schichtbezogene Dokumentation aufzunehmen:

- Spalte 13= qualifiziertes Personal in ausreichender Zahl fiir weitere Patienten J/N*
*bezieht sich auf 1.2.2.11 der Strukturabfrage,

- Spalte 14= GKIKP mit Fachweiterbildung ,Pé&diatrische Intensivpflege“ in dieser
Schicht erftllt J/N.

Zur Erhéhung der Nachvollziehbarkeit wird ferner vorgeschlagen in der Spalte 8 neben den
Schliisselwerten ja“ und ,nein“ zusétzlich die Angabe (z.B.) ,NJ* aufzunehmen. Diese
musste verwendet werden, wenn die Schicht zur Berechnung der Erflllungsquote trotz
Nichterflillung als erflllt gezahlt wurde, da das Ereignis, welches zur Nichterfillung fiihrte,
erst nach Schichtbeginn eingetreten ist.

Der QFR-Ausschuss bittet zudem um Entscheidung,

- ob halbe Zahlen in den Spalten 6 und 7 angegeben werden sollen,

- ob bei der Bewertung in Spalte 8 lediglich die Differenz der Spalten 6 und 7 beurteilt
werden soll oder ob und falls ja, wie, auch der fiir die weiteren Kinder zur Verfligung
stehende Personalschlissel berticksichtigt werden soll und

- ob lediglich die Spalte 8 bei der Berechnung der Erflllungsquote bzw. der Haufigkeit
von mehr als 2 aufeinanderfolgenden Schichten ohne Erflillung herangezogen
werden soll (oder nicht auch, die Spalten 13 und 14, wenn diese geschaffen werden).
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Ferner regt der QFR-Ausschuss eine Klarstellung innerhalb der QFR-Richtlinie an, ob der
Pflegepersonalschlissel bei frihgeborenen Kindern mit einem Geburtsgewicht von <1500 g
Geburtsgewicht bis zum Erreichen des Kérpergewichts von 1500 Gramm oder bis zum
Erreichen des errechneten Geburtstermins oder bis zur Entlassung des Kindes von der
Intensivstation gilt.

Der klarende Dialog, der seit 2017, mittlerweile mit allen baden-wurttembergischen Level 1-
und 3/5 Level 2-Kliniken, gefiihrt wird, hat gezeigt, dass die Schichterflllungsquote Uber die
vier Halbjahre in den Kliniken schwankt und insgesamt kein Trend zur Verbesserung
erkennbar ist. Der Anteil der Kliniken, die mindestens einmal im Kalenderhalbjahr mehr als
zwei Schichten hintereinander nicht mit dem durch die QFR-Richtlinie vorgeschriebenen
Pflegeschlissel besetzen konnten, blieb zunéchst konstant, hat sich nun jedoch vom ersten
auf das zweite Halbjahr 2018 um ein Drittel erhéht. Die Weiterbildungsquote liegt bei der
Mehrzahl der Perinatalzentren im zweiten Halbjahr 2018 unter dem ersten ermittelten Wert.
Insgesamt zeichnet sich damit keine Verbesserung sondern eine Verschlechterung der
Richtlinienerfillung tGber den Zeitraum des zu fuhrenden klarenden Dialoges ab. Fir den
Dialog Uber die aus Sicht des Lenkungsgremiums Baden-Wirttemberg erforderliche
Richtlinienanpassung steht Ihnen die Fachgruppe Klarender Dialog gerne zur Verfligung.

- Kumulative Angabe der von den Perinatalzentren gemeldeten Grinde fur
Nichterfullung:
- Stellen nicht besetzbar, da Personalmarkt leer gefegt,
- auch Ruf-/ Stand by-Dienst fur ungeplante Spitzenbelegungen (z.B.
Mehrlingsgeburten, Notfallaufnahmen, u.a. zur ECMO-Therapie) und
Personalausfalle (Krankheit und Schwangerschaft) somit nicht zu besetzen,
bzw. teilweise nicht gegen Betriebsrat durchzusetzen;
- Wegen SchlieBung von Geburtshilfen in der Umgebung Anstieg der Neugeborenen
und Verlegung nach extern erst verzégert moglich;
- Auslagerung von Tatigkeiten zur Erhéhung der Zeit am Kind nicht abbildbar (z.B.
Medikamentenvorbereitung, Milchklche)
- Zunahme multiresistenter Keime mit Notwendigkeit der 1:1-Betreuung auch anderer
Kinder

1.2 Einschatzung im Hinblick auf die Versorgung der Frih- und Reifgeborenen
gemal § 8 Absatz 7 QFR-RL

- Perinatalzentren, die die Erfillung der Anforderungen in der vereinbarten Frist
a. nicht erreicht haben: Frist 2019 noch nicht abgelaufen, daher keine
b. voraussichtlich nicht erreichen werden: unklar

- Zusammenfassung des Lenkungsgremiums des betreffenden Bundeslandes der
unter a. und b. angegebenen Grinde fur die Nichterreichung der Erfillung der
Anforderung der QFR-RL, die sich in dem Klarenden Dialog bestéatigt haben:
Mitarbeitergewinnung:

Es hat sich gezeigt, dass die fehlende Verfiigbarkeit von Personal auf dem Stellenmarkt als
Hauptgrund fur die fehlende Erfullung der Vorgaben angefiihrt wird. Zur L6sung dieser
Problematik wurden bereits Ausbildungskapazitaten erhoht. Es gibt jedoch Hinweise darauf,
dass die Nachfrage nach Ausbildungsplatzen das Angebot an Ausbildungsplatzen weiterhin
Ubersteigt. Ziel sollte es daher sein, die Ausbildungskapazitaten weiter zu erhéhen.

Die Steigerung der Anzahl der Auszubildenden in der Kinderkrankenpflege betrug von 2016
auf 2017 5,24%. Die Anzahl der Auszubildenden in der Kinderkrankenpflege hat sich in
diesem Zeitraum von 1031,76 um 54,11 Stellen auf 1085,87 Stellen gesteigert. Fur das Jahr



Anlage 2 zum Beschluss

2018 liegen bislang nur prognostizierte Zahlen vor. Demnach wurde ein weiterer Anstieg auf
11,78,3 erwartet.

Mitarbeiterbindung:

Durch Schwangerschaften und Kindererziehung steht bereits ausgebildetes Personal h&ufig
nicht mehr zur Verfigung.

- Auswirkungen der Nichterreichung auf die Versorgung von Friih-

und Reifgeborenen in dem jeweiligen Bundesland bzw. der Region:

Durch die Klarenden Dialoge wurden Impulse gesetzt. Die bereits ergriffenen umfangreichen
und diversen Mal3nahmen von Krankenh&usern wurden intensiviert. Die starren Vorgaben
zwingen Kliniken zu Ablehnungen und Verlegungen, die sich negativ auf die Entwicklung
gerade von Friihgeborenen auswirken kénnen.

Einschatzung der fur die Krankenhausplanung zustandigen Landesbehdrde
(Ministerium fur Soziales und Integration Baden-Wirttemberg) im Hinblick auf die
Auswirkungen der Nichterreichung auf die Versorgung von Frih- und Reifgeborenen,
insbesondere zur Sicherstellung der flachendeckenden Versorgung, in dem jeweiligen
Bundesland bzw. der Region sowie vorgesehene Malinahmen:

Nicht nur in Baden-Wirttemberg, das planerisch Perinalzentren gar nicht erfasst (hierzu
unsere Stellungnahme zum Bericht vom 31. Januar 2018), sondern bundesweit kdnnen die
Vorgaben des G-BA von der weit Uberwiegenden Zahl der Perinatalzentren nicht erfillt
werden (188 von 211, das heil3t 89,1 %, in Baden-Wrttemberg 24 von 26 Perinatalzentren,
das heil3t 92 %). Wesentliche Grinde hierflr sind unter anderem der Fachkraftemangel,
stark schwankende Zahlen bei den Frihgeborenen, notfallmalige Zuverlegungen von
Frihgeborenen, Notfall-Mehrlingsgeburten sowie der plotzliche Ausfall von Pflegepersonal.
Strukturell sind grol3e Zentren starker von der Nichterfullung der Mindestpersonalvorgaben
betroffen, da deren Anteil an Mehrlingsgeburten, Zuverlegungen und Notfallen gré3er ist als
bei kleineren Zentren. Schon in der Ubergangsphase wurde deutlich, dass diese Vorgaben
von der weit Uberwiegenden Zahl der Zentren nicht erfullt werden kénnen und dies auch
nicht bis Ende 2020 zu leisten ist.

Der Landesverband der Leitenden Kinder- und Jugendarzte und Kinderchirurgen sowie das
Universitatsklinkum Ulm (UKU) haben gegeniber dem Ministerium fir Soziales und
Integration bereits die strukturellen Vorgaben der QFR-RL beklagt und fiirchten
schwerwiegende Konsequenzen flir die Versorgung von Friih- und Neugeborenen. Statt
Verbesserung der Qualitat bei der Versorgung von Frith- und Neugeborenen wird bei strikter
Einhaltung der Personalvorgaben durch die Vorgaben des G-BA sogar deren Gefahrdung
gesehen. Eine flachendeckende Versorgung in der Neonatologie unter Einhaltung der
Mindestpersonalvorgaben der QFR-RL ware damit nicht mehr gewahrleistet. Sinnvoll und
erforderlich ist daher die Uberpriifung der Auswirkungen der Mindestpersonalvorgaben der
QFR-RL und ggf. eine zeithahe Anpassung der Richtlinie zur Vermeidung von
Versorgungsliicken.

Zu den Bestrebungen, die personelle Situation in den Pflegeberufen zu verbessern, wurde
schon in unserer letzten Stellungnahme auf die zum 1. Januar 2020 wirksam werdende
generalistische Ausbildung nach dem Pflegeberufegesetz hingewiesen. Dadurch sollen die
Pflegeberufe insgesamt an Attraktivitdt gewinnen und die hochschulische Pflegeausbildung
neue Zielgruppen ansprechen. Dariber hinaus werden die Pflegeberufe durch die
fortschreitende Akademisierung aufgewertet und Bedurfnissen unserer Zeit angepasst.

Die Weiterbildungsverordnung (Kinder-)Intensivpflege wird in Baden-Wirttemberg derzeit
Uberarbeitet: Der Anwendungsbereich wird an das Pflegeberufegesetz angepasst, sodass
zukiinftig auch Pflegefachfrauen und Pflegefachméanner diese Weiterbildung absolvieren
kénnen.

Hier stehen zukuinftig aber die Vorgaben des G-BA zum Pflegepersonal und die vom G-BA
vorgegebene Fachkraftquote im Widerspruch. GemafR Anlage 2 1.2.2. Abs. 1 der Richtlinie
muss der Pflegedienst der neonatologischen Intensivstation der Einrichtung aus
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Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerinnen oder Gesundheits- und Kinderkrankenpflegern
bestehen. Die Frage, ob mit Einfihrung der generalistischen Ausbildung auch
weitergebildete generalistische Pflegekrafte (mit oder ohne Schwerpunkt
Kinderkrankenpflege) auf die Fachkraftquote angerechnet werden, sollte schnell geklart
werden. Dabei sollte im Blick behalten werden, dass der Bundesgesetzgeber mit dem
Pflegeberufegesetz einen Fokus auf die generalistische Ausbildung gelegt hat und die Frage
der Anrechnung von Pflegefachfrauen und Pflegefachmanner auf die Fachkraftquote einen
wesentlichen Einfluss einerseits auf die Attraktivitat dieses Berufsabschlusses, andererseits
auf die Gewinnung geeigneter Fachkrafte auf dem Arbeitsmarkt haben kann.

1.3  Analyse der Fachgruppe zum koordinierten Vorgehen zur Forderung der
Ausbildung von Gesundheits- und Kinderkrankenpflegern sowie der
Fachweiterbildung des Pflegepersonals in dem Bundesland bzw. in der Region
(gemaR 8 8 Abs.10 QFR-RL)

Gibt es ein koordiniertes Vorgehen? Im Rahmen des Ausbildungsfonds wurde die Anzahl
und Finanzierung der Ausbildungsplatze erhdht.

a. Wenn ja, ist dieses ausreichend? unklar

b. Wenn nicht ausreichend, welche MaBnahmen werden empfohlen? Nicht zutreffend
c. Wenn es kein koordiniertes Vorgehen gibt, wie kann dieses initiiert werden? Nicht
zutreffend

2.4 Ausblick (Angabe zum Berichtstermin 31. Juli 2019)
2.4.1 Ubergreifender Teil (landesbezogen auszufillen)

- Wird es voraussichtlich Perinatalzentren in dem jeweiligen Bundesland bzw. der
jeweiligen Region geben, die die Anforderungen an die pflegerische Versorgung unter
I.2.2 oder 11.2.2 der Anlage 2 der QFR-RL bis zum 31. Dezember 2019 nicht erfillen
werden?

[Ja] [Nein]

- Wenn ja, wie viele und mit welchen Begriindungen?
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Bayerische Arbeitsgemeinschaft fiir Qualitatssicherung in der stationdren Versorgung ® Westenriederstr.19 ¢ 80331 Miinchen

QFR-RL: Anlage 7: Einheitliches Berichtsformat der Lenkungsgremien an den
Gemeinsamen Bundesausschuss gemaf § 8 Absatz 11 QFR-RL

Die Erfassung der folgenden Informationen erfolgt anhand der bis zum Zeitpunkt der Berichterstattung vorliegenden Daten.

1. Ubergreifender Teil (landesbezogen auszufillen)
1.1. Kennzahlen der Versorgung:

Frihgeborene mit Geburtsgewicht < 1500 g:
1515 (bei der BAQ vorliegende Datensatze im Leistungsbereich Neonatologie fir das Jahr 2017)

- Perinatalzentren nach Versorgungsstufe (Stand: 21.11.2018)
a. Level 1: 29
b.Level 2: 5
c. Perinataler Schwerpunkt: 3

- Perinatalzentren, die eine Meldung Uber eine Nichterfillung abgegeben haben:
Anzahl: 30 Perinatalzentren
Anteil: 88 %
Zum Stichtag 20.12.2018 befinden sich noch 22 Perinatalzentren im klarenden Dialog
Anteil: 64.7 %

- Perinatalzentren, die in einen klarenden Dialog getreten sind mit dem Ergebnis, dass keine Ziel-
vereinbarung notwendig ist: 2

- Kumulative Angabe der von den Perinatalzentren gemeldeten Grinde fir Nichterfillung:

* Der Mangel an qualifiziertem Pflegepersonal auf dem Arbeitsmarkt kann nicht ausreichend
ausgeglichen werden (trotz Anwerbungen von Pflegenden aus dem Ausland, vielfdltigen Qua-
lifikations- und Personalbindungsmaf3nahmen)

* Ungeplante Patientenzugdange
= Akutaufnahmen aus dem eigenen Krankenhaus

* Akutaufnahmen von extern

» Mehrlingsschwangerschaften

= Barrierepflege (z. B. Isolierung bei MRSA)

» Klinische Verschlechterung von Kindern fihrte zu erhohtem Pflegebedarf
» Zwangsbelegung

» Ungeplanter Personalausfall
= Akute Erkrankung
= Externe Notfallversorgung und /oder akute Transporte
= Beschaftigungsverbot bei Schwangerschaft

* Personalausfall z.B. aufgrund von notwendigen Schulungen, Weiterbildungen, Fortbildungen
der Mitarbeiter

Meldung an G-BA zum 31.01.2019 (Berichtsstand 14.01.2019)
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1.2.  Einschatzung im Hinblick auf die Versorgung der Frih- und Reifgeborenen gemaf
§ 8 Absatz 7 QFR-RL

- Perinatalzentren, die die Erfillung der Anforderungen in der vereinbarten Frist

a. nicht erreicht haben: 22 von 28 Krankenhauser mit Zielvereinbarung

b. voraussichtlich nicht erreichen werden: Zum Berichtszeitpunkt kann hierzu noch keine ver-

lassliche Prognose abgegeben werden.

- Zusammenfassung des Lenkungsgremiums des betreffenden Bundeslandes der unter a. und b.

angegebenen Grinde fir die Nichterreichung der Erfillung der Anforderung der QFR-RL, die

sich in dem Klarenden Dialog bestatigt haben:

Der Mangel an qualifiziertem Pflegepersonal auf dem Arbeitsmarkt kann nicht ausreichend
ausgeglichen werden (trotz Anwerbungen von Pflegenden aus dem Ausland, vielfaltigen
Qualifikations- und Personalbindungsmaf3nahmen)

Ungeplante Patientenzugange

= Akutaufnahmen aus dem eigenen Krankenhaus

= Akutaufnahmen von extern

* Mehrlingsschwangerschaften

= Barrierepflege

= Klinische Verschlechterung von Kindern fihrte zu erhohtem Pflegebedarf
= Zwangsbelegung

Ungeplanter Personalausfall

= Akute Erkrankung

= Externe Notfallversorgung und /oder akute Transporte
= Beschaftigungsverbot bei Schwangerschaft

Personalausfall z.B. aufgrund von notwendigen Schulungen, Weiterbildungen, Fortbildun-
gen der Mitarbeiter

- Auswirkungen der Nichterreichung auf die Versorgung von Frih- und Reifgeborenen in dem je-

weiligen Bundesland bzw. der Region:

Obwohl die Krankenhduser nachweislich intensive Anstrengungen zur Erfillung der Anfor-
derungen der Richtlinie unternommen haben, gilt unverdndert

»Derzeit erfillt die Mehrzahl der bayerischen Perinatalzentren (PNZ) die personellen Vorgaben
an die pflegerische Versorgung gemdyf3 der QFR-RL in der aktuellen Fassung nicht. Selbst wenn
bis Ende 2019 vielerorts weiteres qualifiziertes Personal eingestellt wird, ist nicht mit einer aus-
reichend hohen Erfillungsquote zu rechnen.

Meldung an G-BA zum 31.01.2019 (Berichtsstand 14.01.2019)
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0 Die kiinftig strikte Einhaltung der Vorgaben der QFR-RL in der aktuellen Fassung wird in Bayern
dazu fiihren,

* dass grof3e, selbst universitdre PNZ insbesondere in den Ballungsrdumen wegen des Man-
gels an qualifiziertem Pflegepersonal Betten auf den Neugeborenen-Intensivstationen redu-
zieren bzw. sperren missen (auch unter haftungsrechtlichen
Aspekten)

* dass diese PNZ sich weitgehend von der externen Notfallversorgung abmelden werden

* dass trotz steigender Geburtenzahlen PNZ eine Abstufung von Level 1 nach Level 2
(oder zum perinatalen Schwerpunkt) beantragen werden

» dass Risikoschwangere mit drohender, wenn auch noch nicht unmittelbar bevorstehender
Friihgeburt von einem PNZ abgewiesen werden bzw. falls sie dort schon stationdr sind, im
Falle ungeplanter Neuaufnahmen von Friihgeborenen an andere PNZ mit ggf. langen Trans-
portwegen verlegt werden missen

» dass dort andere pddiatrische Patienten, auch intensivpflichtige, abgewiesen werden

» dass Frithgeborene kurz nach der Geburt in andere PNZ mit ggf. langen Transportzeiten ver-
legt werden missen

» dass die ohnehin hohe Belastung fir das Pflegepersonal (und auch das drztliche Personal)
noch gréfSer wird, was zu krankheitsbedingten Ausfdllen oder aber zu Unzufriedenheit im
Beruf fiihren kann mit der Folge, dass die Pflegekrdfte abwandern in andere Fachabteilun-
gen oder die Kliniktdtigkeit ganz aufgeben

= dass letztlich eine Negativ-Spirale in Gang gesetzt wird mit der Folge, dass die Kliniken sich
noch schwerer tun werden als jetzt schon, das dringend benétigte qualifizierte Pflegeperso-
nal zu finden

» dass die Belegungszahlen in PNZ aufSerhalb von Ballungsrdumen steigen werden mit der
Folge, dass es dann aber auch dort mittelfristig verstdrkt wie oben beschrieben fiir die Bal-
lungszentren zu Personalmangelsituationen kommen wird (mit allen aufgezeigten negativen
Konsequenzen)

Ergdnzend ist nochmals darauf hinzuweisen, dass insbesondere fiir Perinatalzentren mit hohen
Fallzahlen das Erreichen der Pflegepersonalschliissel derzeit unrealistisch ist. Bei unverdnderten
Richtlinienanforderungen werden diese Perinatalzentren ihre Kapazititen drastisch verknappen
mdssen."

Daruber hinaus wird angemerkt, dass die Vorgaben von Personalschlisseln in der QFR-Richtlinie
fur Kinder mit einem Geburtsgewicht unter 1500 Gramm zu Engpéssen bei der Versorgung von
Kindern mit einem Geburtsgewicht Uber 1500 Gramm auf der Intensivstation fGhren.

Meldung an G-BA zum 31.01.2019 (Berichtsstand 14.01.2019)
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Einschatzung der fir die Krankenhausplanung zustandigen Landesbehdrde im Hinblick auf die
Auswirkungen der Nichterreichung auf die Versorgung von Frih- und Reifgeborenen, insbeson-
dere zur Sicherstellung der flachendeckenden Versorgung, indem jeweiligen Bundesland bzw.
der Region sowie vorgesehene Malnahmen:

Nach dem vom Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) am 19.10.2017 erlassenen und zum
16.12.2017 in Kraft getretenen Beschluss zur Erstfassung eines einheitlichen Berichtsformats
gemal? § 8 Absatz 11 als Anlage 7 der QFR-RL ist das Bayerische Staatsministerium fir Gesund-
heit und Pflege als fUr die Krankenhausplanung in Bayern zustandige Behorde nach Anlage 7
Ziffer 1.2. QFR-RL angehalten, eine weitere Einschdtzung im Hinblick auf die Auswirkungen der
Nichterreichung auf die Versorgung von Frih- und Reifgeborenen abzugeben. Diese geben wir
wie folgt ab:

Im Vergleich zu den ersten Stellungnahmen zum 31.01.2018 und 31.07.2018 haben sich keine
Anderungen der Einschatzung im Hinblick auf die Auswirkungen der Nichterreichung auf die
Versorgung von Frih- und Reifgeborenen in Bayern ergeben. Insoweit wird hier ausdricklich
auf die Ausfihrungen in den Berichten vom Januar und Juli 2018 verwiesen.

In Bayern hatten 27 Perinatalzentren Level 1 (von insgesamt 29 Perinatalzentren Level 1) und
drei Perinatalzentren Level 2 (von fUnf Perinatalzentren Level 2) und damit 88 % aller Perinatal-
zentren mitgeteilt, dass sie die personellen Anforderungen nicht erfillen kénnen. Der prozentu-
ale Anteil blieb insoweit unverandert. Bei zwei weiteren Perinatalzentren, die in einen kldren-
den Dialog getreten sind, ist zum aktuellen Berichtszeitpunkt ein Abschluss einer weiteren Ziel-
vereinbarung nicht notwendig. Insgesamt konnten seit dem ersten Berichtszeitpunkt 10 Perina-
talzentren aus dem klarenden Dialog entlassen werden. Wahrend nunmehr alle Perinatalzen-
tren Level 2 die personellen Anforderungen erfillen, sind nur neun von 29 Perinatalzentren Le-
vel 1 hierzu in der Lage. Damit erfillen noch rund 59 % der bayerischen Perinatalzentren nicht
die pflegerischen Anforderungen der QFR-RL.

Perinatalzentren, die nur eine geringere Anzahl an Féllen zu versorgen haben, hatten deutlich
weniger Schwierigkeiten die pflegerischen Vorgaben zu erfillen. Bei Perinatalzentren in Bal-
lungsgebieten und Grof3stadten ist weiterhin zu beobachten, dass die Personalgewinnung sich
als besonders problematisch erweist. Zudem verfiigen grof3ere Perinatalzentren auch aufgrund
des hohen Angebots an Spezialversorgung kaum Uber die Méglichkeiten, zusatzlich aufzuneh-
mende Patienten zu verlegen. Die Umsetzung der personellen Vorgaben, insbesondere die
schichtgenaue Erfillung, stellt demnach gerade fir diese Perinatalzentren eine besondere
Schwierigkeit dar. Nach wie vor ist festzustellen, dass fur die Erfillung der Personalanforderun-
gen teilweise Personalumschichtungen zu Lasten der Frihgeborenen > 15009 und der weiteren
padiatrischen Patienten erfolgen. Eine angemessene pflegerische Versorgung dieser Patienten-
gruppe muss jedoch ebenfalls gewahrleistet werden.

Problematisch erscheint in diesem Zusammenhang auch eine mégliche deutliche Erhéhung der
Mindestmenge fir Frihgeborene < 1250g. Eine solche Erhohung der Mindestmenge hatte zur
Folge, dass kleinere Perinatalzentren, die die Personal-vorgaben der QFR-RL erfillen, dennoch
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wegfielen und es aufgrund eines Fallzahlanstiegs in den verbleibenden Level 1 Perinatalzentren
zu weiteren Personal-, aber auch zu Raum- und Kapazitatsengpdssen kommen wird. Die Ge-
burtskliniken waren hiervon ebenfalls betroffen, da diese dann ebenfalls zusé&tzliche Betten und
Pflegepersonal fir Schwangere mit Frihgeburtsbestrebungen benétigen werden. Auf die Prob-
lematik der Verknappung von bedarfsnotwendigen Kapazitaten und den damit einhergehen-
den vermeidbaren Transporten zur ortsfernen Versorgung der Frihgeborenen wurde bereits im
letzten Bericht hingewiesen.

Wie vor diesem Hintergrund die Pflegepersonalanforderungen der QFR-RL erfillt werden kon-
nen, ist unklar, zumal auch nicht davon ausgegangen werden kann, dass das Pflegepersonal
den Patientenstromen folgen wird. Fir die Pflegekrafte werden sich aufgrund des allgemeinen
Pflegemangels in der Padiatrie, aber auch in den anderen Bereichen der Gesundheitsversor-
gung, andere Alternativen zu der bisherigen Tatigkeit bieten.

In dem klarenden Dialog wurde deutlich, dass die fehlenden personellen Kapazitdten letztend-
lich auch zu einer Mehrbelastung des vorhandenen Pflegepersonals fihren. Dies gilt umso mehr
vor dem Hintergrund, dass umfangreiche Nachweis- und Dokumentationspflichten der QFR-RL
die nicht zu unterschatzende Gefahr in sich bergen, in den Einrichtungen qualifiziertes Personal
abzuschrecken und von der eigentlichen Arbeit an den Patienten abzuhalten. Bei dem beste-
henden Mangel an geeignetem Pflegepersonal ist dieser Zusammenhang nicht zu vernachldssi-
gen. Insoweit ist dringender Konsolidierungsbedarf hinsichtlich der in der QFR-RL enthaltenen
Informationspflichten erforderlich.

Es wird nochmals darauf hingewiesen, dass drohende Versorgungsengpasse und Qualitatsver-
schlechterungen kein erwiinschtes Ergebnis der Richtlinie sein konnen.

Daher ist eine kurzfristige Uberarbeitung der QFR-RL dringend geboten. Dabei sind insbeson-
dere die bisher normierten Regelungen zu den Personalschlisseln einer kritischen Uberprifung
zu unterziehen. Erneut wird auf die fundierte Kritik der bayerischen Neonatologen und den un-
terbreiteten konstruktiven Weiterentwicklungs-vorschlag fir die Personalschlissel verwiesen —
beides in den Berichten zum 31.01.2018 und 31.07.2018 entsprechend dargestellt. Eine erkenn-
bare inhaltliche Auseinandersetzung mit dem Vorbringen der bayerischen Neonatologen ist
bislang nicht erfolgt.

Zudem erging am 21./22.11. 2018 ein einstimmiges Votum der Lander aus der 42. Sitzung der
Obersten Landesgesundheitsbehorden (AOLG) in Minster dafir, dass das Vorsitzland der
AOLG an das Bundesministerium fir Gesundheit sowie den G-BA herantritt und auf die Dring-
lichkeit einer frihzeitigen Uberprifung der Auswirkungen der Mindestpersonalvorgaben der

QFR-RL auf die Versorgungssicherheit in der Neonatologie hinweist. Dabei sollen die Berichte
der Lenkungsgremien der Lander zu dem klarenden Dialog besonders bericksichtigt werden.

Meldung an G-BA zum 31.01.2019 (Berichtsstand 14.01.2019)
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1.3.

Analyse der Fachgruppe zum koordinierten Vorgehen zur Forderung der Ausbildung
von Gesundheits- und Kinderkrankenpflegern sowie der Fachweiterbildung des Pflege-
personals in dem Bundesland bzw. in der Region (gemaf3 § 8 Abs. 10 QFRRL)

Gibt es ein koordiniertes Vorgehen? Nein
Wenn es kein koordiniertes Vorgehen gibt, wie kann dieses initiiert werden?

Zur Beantwortung dieser Frage wandte sich die Fachgruppe schriftlich Anfang Mai 2018 an alle bay-
erischen Perinatalzentren Level I und Il, die sich im kldrenden Dialog befinden.

Folgende Fragen wurden dabei gestellt (mit der Bitte um Antwort bis 31.05.2018):

=  Welche Maf3nahmen wirken sich aus lhrer Sicht unterstitzend auf die Forderung der Ausbildung
von Gesundheits- und Kinderkrankenpflegern aus? Benétigen Sie Unterstitzung bzgl. der Ausbil-
dung von Gesundheits- und Kinderkrankenpflegern? Wer kénnte Sie ggf. in welcher Form unter-
stutzen?

= Welche Maf3nahmen wirken sich aus lhrer Sicht unterstitzend auf die Forderung der Fachweiter-
bildung des Pflegepersonals aus? Bendtigen Sie Unterstitzung bzgl. der Fachweiterbildung von
Gesundheits- und Kinderkrankenpflegern? Wer kénnte Sie ggf. in welcher Form unterstitzen?

= Bitte teilen Sie uns auch mit, ob Sie fur Ihr Krankenhaus Bedarf fir ein Round-Table-Gesprach zu
dieser Thematiksehen. Gegebenenfalls wird die Fachgruppe ein Treffen fir den Herbst 2018 pla-
nen.

Die Perinatalzentren winschten mehrheitlich ein Round-Table-Gesprach zum Thema. Die Fach-
gruppe entschied nicht nur alle bayerischen Perinatalzentren Level | und Level I, die am kldrenden
Dialog teilnehmen, einzuladen, sondern alle bayerischen Perinatalzentren Level | und Level Il. Hier-
bei wurde die Teilnehmerzahl aus Raumkapazitdtsgrinden auf zwei pro PNZ beschrankt.

Das Round-Table-Gesprach fand am 15.10.2018 durch Vermittlung des Bayerischen Staatsministeri-
ums fur Gesundheit und Pflege im Bayerischen Wirtschaftsministerium in Minchen statt. Der Einla-
dung folgten 55 Teilnehmer aus den bayerischen Perinatalzentren, die beispielsweise aus den Berei-
chen Geschaftsfihrung, Pflegedirektion, Bereichspflegeleitung, Schulleitung, drztlicher Dienst oder
Personalabteilung kamen.

- Die Ergebnisse der schriftlichen Rickmeldungen und des Round-Table-Gespraches:

Problemfelder, auf die besonders hingewiesen wurde:
* Negatives Bild des Berufes in der Offentlichkeit
= Fehlende personliche und monetare Wertschatzung

= Folgen der neuen generalistischen Ausbildung; beispielsweise: Einarbeitungszeit neuer Mit-
arbeiter verlangert sich

= GKiKP nicht mehr europaweit anerkannt

= Hohe Abbrecherquote

Meldung an G-BA zum 31.01.2019 (Berichtsstand 14.01.2019)



Anlage 2 zum Beschluss

Seite 7 von 7 ‘o

Bayerische Arbeitsgemeinschaft fiir Qualitatssicherung in der stationdren Versorgung ® Westenriederstr.19 ¢ 80331 Miinchen

= Geringe Bereitschaft der Mitarbeiter fir FWB trotz Freistellung mit Lohnfortzahlung (,Fa-
milienplanung steht vor beruflicher Weiterentwicklung")

= Aufgrund Personalmangels konnen nur wenige Mitarbeiter fur FWB freigestellt werden.
FWB in Kooperation: Problem der langen Fahrtzeiten fir Mitarbeiter, hohere Kosten fir
Klinik

- Maogliche Lésungsvorschldge, die von den Krankenhdusern vorgetragen worden :

— Forderung der Ausbildung von Gesundheits- und Kinderkrankenpflegern:

* Landesweite Werbekampagne fir Beruf, verbesserte Offentlichkeitsdarstellung

= Berufliche Entwicklungsmdglichkeiten

= Schnellere Anerkennung ausléndischer Pflegeabschlisse durch zustandige Organisationen
= Anrechnung generalistische Ausbildung auf Fachweiterbildungsquoten und Pflegeschlissel
= Vergitung und Férderung von Praxisanleiter(innen)

* Gegenfinanzierung fir die Ausfallzeiten der in Ausbildung befindlichen Mitarbeiter

* monetare Anreize

* Bezahlbarer Wohnungsraum in Ballungszentren

— Forderung der Fachweiterbildung des Pflegepersonals:

= Vereinheitlichung und Modularisierung der Fachweiterbildung

= Motivation zur Absolvierung FWB

= Anerkennung der WB Kinder Andsthesie und Intensivpflege auch bei GKP bei den Berech-
nungen

= Vergitung und Férderung von Praxisanleiter(innen) fir die Fachweiterbildung

= Angemessene Abbildung der (h6heren) Qualifikation im Tarifvertrag

* Gegenfinanzierung von pflegerischen Bildungsmafénahmen fir personellen Mehraufwand

* Kosteniubernahme der Ausfallzeiten

* Vereinfachte Anerkennungsverfahren der Fachweiterbildung von EU-Fachkraften

— Kommentierung der Fachgruppe:

Die Perinatalzentren richten ihre Kritik bzw. ihre Anderungsvorschlage, sowohl die vorwiegen-
den Problemfeldern als auch die mdglichen Lésungsvorschldge betreffend, an verschiedenste
Akteure innerhalb und auf3erhalb des Gesundheitswesens. Dabei bedirfen einige der vorge-
brachten Punkte einer gesamtgesellschaftliche Diskussion bzw. eines gesamtgesellschaftlichen
Handlungswillens. Andere vorgebrachte Punkte kénnen dagegen im Rahmen der gemeinsamen
Selbstverwaltung auf Bundesebene geregelt werden. Wieder andere Punkte kdnnen nur von den
Tarifparteien oder politischen Institutionen geldst werden.

Meldung an G-BA zum 31.01.2019 (Berichtsstand 14.01.2019)
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1. Ubergreifender Teil (landesbezogen auszufillen)

Die Fachgruppe QFR-RL hat im November und Dezember 2018 in drei Terminen mit den
Berliner Perinatalzentren die ,Klarenden Dialoge” fortgefiihrt. In Vorbereitung auf die
Gesprache wurden die Perinatalzentren gebeten, erganzende Unterlagen bereitzustellen, die
daraufhin von der Fachgruppe gesichtet und als Gesprachsgrundlage verwendet wurden.

Die Bedeutung der Umsetzung der QFR-RL wurde von allen Perinatalzentren dadurch zum
Ausdruck gebracht, dass die Fuihrungsebene der Kliniken (Geschaftsfiihrung, leitende Arzte
und Pflegedienstleitungen) an den Gesprachen teilgenommen hat.

1.1. Kennzahlen der Versorgung:

Frihgeborene mit Geburtsgewicht < 1500g: 535 Friihgeborene (durchschnittliche Anzahl pro
Jahr bezogen auf die letzten finf Jahre — perinatazentren.org)

Perinatalzentren nach Versorgungsstufe:

a. Level 1: 7 (perinatalzentren.org)
b. Level 2: 1 (perinatalzentren.org)
c. Perinataler Schwerpunkt: 1 (perinatalzentren.org)

Perinatalzentren, die eine Meldung Uiber eine Nichterfullung abgegeben haben:

a. Anzahl: 8
b. Anteil: 100%

Perinatalzentren, die in einen kldrenden Dialog getreten sind mit dem Ergebnis, dass keine
Zielvereinbarung notwendig ist: keine

Kumulative Angabe der von den Perinatalzentren gemeldeten Griinde fir Nichterfillung:

Mangel an qualifizierten Bewerbungen, fehlende Verfligbarkeit von qualifiziertem
Kinderkrankenpflegepersonal auf dem Arbeitsmarkt, krankheitsbedingte Ausfalle, Eintreten
nicht planbarer Ereignisse, kurzfristige Belegungsspitzen, Unklarheit Gber einen exakten
Pflegeschlussel fir Patienten >1500g

1.2. Einschatzung im Hinblick auf die Versorgung der Frith- und Reifgeborenen geméaf 8§ 8
Absatz 7 QFR-RL

Perinatalzentren, die die Erfillung der Anforderungen in der vereinbarten Frist

a. nicht erreicht haben: Derzeit sind keine Angaben dazu mdglich.

b. voraussichtlich nicht erreichen werden: Derzeit sind keine Angaben dazu mdglich.

Zusammenfassung des Lenkungsgremiums des betreffenden Bundeslandes der unter a. und
b. angegebenen Grinde fur die Nichterreichung der Erfullung der Anforderung der QFR-RL,
die sich in dem Klarenden Dialog bestatigt haben:

Derzeit sind weiterhin keine Angaben dazu mdoglich.
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Auswirkungen der Nichterreichung auf die Versorgung von Frith- und Reifgeborenen in dem
jeweiligen Bundesland bzw. der Region:

Die Perinatalzentren berichten im Rahmen des klarenden Dialogs:

- Sperrung von Betten und Kreil3salen, um die formalen Anforderungen der Richtlinie zu
erfillen. Folge davon kann der vermeidbare Transport von Patienten sein (Schwangere und
Frihgeborene).

- Verminderung der Bettenkapazitaten.

- Inanspruchnahme von Leasingkréften, die von den Perinatalzentren insbesondere aus
fachlicher und qualitativer sowie betrieblicher Sicht kritisch gesehen werden.

- Personalengpésse in anderen Versorgungsbereichen (z.B. Versorgung Frithgeborener Uber
15009, Allgemeinpadiatrie).

Einschatzung der fir die Krankenhausplanung zustandigen Landesbehérde im Hinblick auf
die Auswirkungen der Nichterreichung auf die Versorqgung von Friih- und Reifgeborenen,
insbesondere zur Sicherstellung der flachendeckenden Versorgung, in dem jeweiligen
Bundesland bzw. der Region sowie vorgesehene MaRnahmen:

Derzeit sind noch keine Angaben dazu maoglich.

1.3. Analyse der Fachgruppe zum koordinierten Vorgehen zur Férderung der Ausbildung von
Gesundheits- und Kinderkrankenpflegern sowie der Fachweiterbildung des Pflegepersonals
in dem Bundesland bzw. in der Region (gemaR § 8 Abs. 10 OFR-RL)

Gibt es ein koordiniertes Vorgehen?

Derzeit ist diese Frage Gegenstand einer Analyse auf der Grundlage der
Personalentwicklungskonzepte im Rahmen des klarenden Dialogs. Des Weiteren ist die
Einflhrung einer generalistischen Ausbildung beschlossen. In dieser Form der Ausbildung
erhalten alle Auszubildenden zwei Jahre lang eine gemeinsame, generalistisch ausgerichtete
Ausbildung, in der sie einen Vertiefungsbereich in der praktischen Ausbildung wahlen.
Auszubildende, die im dritten Ausbildungsjahr die generalistische Ausbildung fortsetzen,
erwerben den Berufsabschluss ,Pflegefachfrau“ bzw. ,Pflegefachmann®. Auszubildende, die
ihren Schwerpunkt in der Versorgung von Kindern und Jugendlichen sehen, kdnnen wahlen,
ob sie — statt die generalistische Ausbildung fortzusetzen — einen gesonderten Abschluss in
Gesundheits- und Kinderkrankenpflege erwerben wollen.

In 2017/2018 gab es in Berlin 70 Ausbildungsstatten im Gesundheitswesen, davon 31
Schulen in den Pflegeberufen und funf in der Gesundheits- und Kinderkrankenpflege.

In 2017/2018 gab es 235 Auszubildende. Im Vergleich zu den Vorjahren entspricht dies
einem Zuwachs von 5,5%.

Fir GKIiKP gibt es ein breites Angebot an Weiterbildungsgangen. Alle schlieRen mit einer
staatlichen Prifung ab, insbesondere die Padiatrische Intensivpflege.

Derzeit existieren noch keine Mal3nahmen zu einem koordinierten Vorgehen zur Forderung
der Ausbildung.

Das neue Referat Il B in der Abteilung Pflege bei der Senatsverwaltung fir Gesundheit,
Pflege und Gleichstellung befindet sich noch in der Aufbauphase.

Die Zustandigkeit fir den Bereich der Fachkraftesicherung in der Versorgung
pflegebedurftiger Kinder und Jugendlicher ist im Referat Il B angesiedelt und bei der
Entwicklung von Strategien, Malinahmen und Initiativen bertcksichtigt.
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Im Zusammenhang mit der Fachkraftegewinnung und -ausbildung von
Pflegefachkréften berichten die Perinatalzentren tber folgende Schwierigkeiten:

- Unsicherheit, ob gentigend Gesundheits- und Kinderkrankenpflegekrafte nach Einfihrung
der generalistischen Ausbildung dem Markt noch zur Verfliigung stehen werden.

- Berufserfahrene Pflegekrafte aus der ehemaligen DDR, die eine Fachweiterbildung
,Padiatrische Intensivpflege“ haben, aber keine explizite Ausbildung in der
Kinderkrankenpflege, kdnnen derzeit nicht angerechnet werden.

- Krankenhauser erhdhen die Ausbildungskapazitaten. Es wird jedoch ein zeitlicher Vorlauf
bendtigt, bis die Berufsanfanger dem Arbeitsmarkt tatsachlich zur Verfigung stehen.

- Inhaltliche sowie zeitliche Schwierigkeiten bei der Anerkennung von auslandischen
Pflegeabschliissen.

- Die Einfuihrung flexibler Dienstmodelle ist mit Tarif- und Betriebsverfassungsrechtlichen
Vorgaben nicht oder nur mit Schwierigkeiten in Einklang zu bringen.

Fachgruppenbericht:

- Rechtliche Unklarheit bzgl. der Moglichkeit der Anerkennung akademisch Ausgebildeter im
Bereich der Pflege und der Leitungslehrgange.

a. Wenn ja, ist dieses ausreichend?

Derzeit sind keine Angaben dazu mdglich.

b. Wenn nicht ausreichend, welche MaRnahmen werden empfohlen?

Derzeit sind keine Angaben dazu mdglich.

c. Wenn es kein koordiniertes Vorgehen gibt, wie kann dieses initiiert werden?

Derzeit sind keine Angaben dazu mdglich.

Erganzende Anmerkungen:

Im Rahmen der klarenden Dialoge fielen die folgenden Problempunkte zusatzlich auf:

- Zuschnitt der Versorgungsstufe Level 2 auf einen geringen Gewichtskorridor, welcher den
Versorgungsrealitdten nicht Rechnung tragt.

- Keine Bereitstellung eines geeigneten Servicedokumentes der Anlage 5 durch den G-BA.
- Die 100% Erfiillung des 2-Schicht-Kriteriums wird als nicht realistisch gesehen.

- Die Perinatalzentren bitten um die Prifung der Bertcksichtigung von pflegeentlastenden
Tatigkeiten.

- Die Perinatalzentren berichten, dass Planungsschliissel im Bereich unter 15009 die
individuelle Versorgungslast nicht abbilden und die fehlende Vorgabe von konkreten
Planungsschlisseln fur Frihgeborene/Neugeborene tber 15009 zu inhaltlichen und
rechtlichen Unsicherheiten fuhrt. (die in der Anlage 3 zur QFR-RL vorgegebene Dreistufigkeit
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bzgl. der Planungsschliissel entspricht nicht etablierten nationalen und internationalen
Leitlinien)

- Unter anderem flihrt Letzteres zu Problemen bei der Bewertung der Anlage 5 durch die
Fachgruppe.
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Bericht des Lenkungsgremiums im Land Brandenburg an den Gemeinsamen
Bundesausschuss gemaR § 8 Absatz 11 QFR-RL:
Zwischenbericht zum 31.01.2019

Stand: 17.01.2019
Inhaltsverzeichnis

1. Ubergreifender Teil
2. Spezifischer Teil

1. Ubergreifender Teil

1.1. Kennzahlen der Versorgung:

- Fruhgeborene mit Geburtsgewicht < 1500g: 139 (laut Angaben der Webseite
perinatalzentren.org durchschnittliche Anzahl pro Jahr im Land Brandenburg, bezogen auf
die letzten funf Jahre)

- Perinatalzentren nach Versorgungsstufe:

a. Level 1: 4 Standorte

b. Level 2: 2 Standorte

c. Perinataler Schwerpunkt: 16 Standorte

- Perinatalzentren, die eine Meldung Uber eine Nichterfullung abgegeben haben

a. 6 Standorte
b. 100%
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- Perinatalzentren, die in einen klarenden Dialog getreten sind mit dem Ergebnis, dass keine
Zielvereinbarung notwendig ist: O Standorte

- Kumulative Angabe der von den Perinatalzentren gemeldeten Grinde fir Nichterfullung:
.Mangelnde qualifizierte Bewerbungen in der Pflege*

,Aktuell fehlende Verfugbarkeit von Pflegepersonal auf dem Arbeitsmarkt®

,Quantitatives Defizit an Pflegekraften (Fachkinderkrankenpflegepersonal)*

1.2. Einschétzung im Hinblick auf die Versorgung der Friih- und Reifgeborenen geman § 8
Absatz 7 QFR-RL

Eine Einschatzung im Hinblick auf die Versorgung der Frih- und Reifgeborenen gemal § 8
Absatz 7 QFR-RL kann zum gegenwartigen Zeitpunkt noch nicht gegeben werden.

- Perinatalzentren, die die Erfiillung der Anforderungen in der vereinbarten Frist
a. nicht erreicht haben: -

b. voraussichtlich nicht erreichen werden: -

- Zusammenfassung des Lenkungsgremiums des betreffenden Bundeslandes der unter a.
und b. angegebenen Griinde fur die Nichterreichung der Erfullung der Anforderung der QFR-
RL, die sich in dem Klarenden Dialog bestatigt haben: -

- Auswirkungen der Nichterreichung auf die Versorgung von Friih- und Reifgeborenen in
dem jeweiligen Bundesland bzw. der Region:

Aus den Berichten der Kliniken lassen sich relevante Aspekte und Entwicklungen, aufgrund
der Vorgaben der QFR-RL erkennen. Insbesondere wird durch die Perinatalzentren im Land
Brandenburg auf folgende Punkte hingewiesen:

e Aufnahmestopps der Perinatalzentren zur Vermeidung der Nichterfullung der
vorgegebenen Quote. Folgen sind medizinisch nicht indizierte Verlegungen von
Schwangeren und Frihgeborenen / kranken Neugeborenen in teilweise weit entfernte
Perinatalzentren

e Verminderte Aufnahmebereitschaft bei Zuverlegungen aufgrund der Gefahr einer
personellen Unterbesetzung nach der QFR-RL in den aufnehmenden
Perinatalzentren

e Trotz der intensiven Aus- und Fortbildungsbemiihungen der Kliniken und angesichts
der aktuellen Arbeitsmarkt- und Personalsituation verstarkt sich das gegenseitige
<Abwerben” von qualifiziertem Personal

Dies wird von den Brandenburger Perinatalzentren als Fehlentwicklung bewertet, bedingt
durch die Vorgaben der QFR-RL.

- Einschatzung der fur die Krankenhausplanung zustéandigen Landesbehérde im Hinblick auf
die Auswirkungen der Nichterreichung auf die Versorgung von Frih-und Reifgeborenen,
insbesondere zur Sicherstellung der flachendeckenden Versorgung, in dem jeweiligen
Bundesland bzw. der Region sowie vorgesehene MalRnahmen: -

1.3. Analyse der Fachgruppe zum koordinierten Vorgehen zur Férderung der Ausbildung von
Gesundheits- und Kinderkrankenpflegern sowie der Fachweiterbildung des Pflegepersonals
in dem Bundesland bzw. in der Region (gemaR § 8 Abs. 10 QFR-RL)

Zunachst wird darauf hingewiesen, dass mit Verabschiedung des
Pflegeberufereformgesetzes im Sommer 2017 eine umfassende Umstrukturierung
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insbesondere der Ausbildung in der Gesundheits- und Kinderkrankenpflege erfolgen wird.
Die bisherigen Ausbildungen in der Gesundheits- und Krankenpflege, Gesundheits- und
Kinderkrankenpflege und der Altenpflege werden zum 01.01.2020 abgelést durch die
generalistische Ausbildung zur Pflegefachfrau / zum Pflegefachmann (mit der Méglichkeit der
Wahl eines Vertiefungseinsatzes in der padiatrischen Versorgung). Das Pflegeberufegesetz
sieht zwar noch die Mdoglichkeit vor die Ausbildung in der Gesundheits- und
Kinderkrankenpflege absolvieren zu koénnen, ob das Wahlrecht nach Ablauf der
Evaluationsfrist 2025 Zukunft haben wird, ist derzeit aber noch nicht absehbar zumal diese
Ausbildung im Vergleich zur generalistischen Ausbildung nicht der automatischen
Anerkennung gem. EU-Berufsanerkennungsrichtlinie unterliegt.

Gibt es ein koordiniertes Vorgehen?
Ausbildung Gesundheits- und Kinderkrankenpflege

In Brandenburg gibt es 3 staatlich anerkannte Schulen fur Gesundheits- und
Kinderkrankenpflege (GKIP). Diese 3 Schulen befinden sich in Tragerschaft von 3 der 6
Krankenhduser mit Perinatalzentrum Level 1 und sind gleichzeitig staatlich anerkannte
Schulen fur Gesundheits- und Krankenpflege (GKP). Die fur die Schulaufsicht zusténdige
Behérde des Landes Brandenburg hat auf der Grundlage der Brandenburger
Gesundheitsberufeschulverordnung fir jede der 3 Schulen die berufsrechtlich anerkannte
Ausbildungskapazitat fur die GKIP und die GKP insgesamt festgelegt. Somit haben die
Schulen und die Trager die Mdéglichkeit innerhalb der so festgesetzten Gesamtkapazitaten,
die Ausbildungsaktivitaten in der GKIP und der GKP flexibel an die Bedarfe anpassen zu
kénnen.

Derzeit gibt es an den 3 Schulen eine berufsrechtlich anerkannte Ausbildungskapazitat von
knapp 800 Ausbildungsplétzen in der GKIP und der GKP insgesamt. Die berufsrechtlich
anerkannte Ausbildungskapazitat fur die GKIP wird nicht separat ausgewiesen. Die Anzahl
der Auszubildenden in der GKIP steigt seit dem Ausbildungsjahr 2013/2014 in Brandenburg
kontinuierlich an. Im Ausbildungsjahr 2017/2018 befanden sich in Brandenburg insgesamt
rund 110 Auszubildende in der GKIP Ausbildung.

Fachweiterbildung Padiatrische Intensivpflege

Seit dem Jahr 2014 besteht im Land Brandenburg am BBW (Brandenburgisches
Bildungswerk fur Medizin und Soziales e.V.) in Potsdam die Méglichkeit, die
Fachweiterbildung ,Péadiatrische Intensiv- und Anasthesiepflege“ zu absolvieren. Als von der
DKG anerkannte Weiterbildungsstatte fihrt das BBW die Weiterbildung auf Grundlage der
jeweils aktuell geltenden DKG-Weiterbildungsempfehlung durch. Konkret umfasst der 2-
jahrige, berufsbegleitende Lehrgang 720 Stunden theoretischen Unterricht (6 Module), 1.800
Stunden praktische Weiterbildung und schliel3t mit einer mindlichen und praktischen
Prufung ab. Hinsichtlich der praktischen Weiterbildungseinsatze erfolgt zwischen den
Perinatalzentren ein abgestimmtes Vorgehen. So werden die Weiterbildungsteilnehmer nicht
nur in dem entsendenden Krankenhaus eingesetzt, sondern auch in anderen
Perinatalzentren des Landes. Daruber hinaus sind die brandenburgischen Perinatalzentren
eng in die Durchfuihrung der Weiterbildung eingebunden. So sind z.B. Neonatologen,
Padiater und Pflegefachkrafte aus den Perinatalzentren als Dozenten tétig.

Bislang haben 20 Teilnehmer (2016 = 8 Absolventen, 2018 = 12 Absolventen) den
Weiterbildungslehrgang ,Padiatrische Intensiv- und Anasthesiepflege am BBW erfolgreich
abgeschlossen. Der Start des dritten Weiterbildungslehrgangs erfolgte am 05. Marz 2018 mit
10 Teilnehmern. Alle Perinatalzentren haben sich zum Ziel gesetzt unter Beriicksichtigung
ihrer individuellen Méglichkeiten und ihres individuellen Bedarfs kontinuierlich Gesundheits-
und Kinderkrankenpfleger/innen im Bereich der ,Padiatrischen Intensiv- und
Anésthesiepflege” weiterzubilden. Gleichwonhl fuhren bestimmte Faktoren zu einer
Erschwernis bzw. verdeutlichen diese, dass die Qualifizierung von fachweitergebildetem
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Pflegepersonal im Bereich der padiatrischen Intensiv- und Anasthesiepflege als
fortwahrender Prozess zu verstehen ist.

o zur Aufrechterhaltung des laufenden Stationsbetriebes immer nur wenige (ca. zwei)
Teilnehmer pro Perinatalzentrum in den jeweiligen Weiterbildungslehrgang entsendet
werden kénnen,

¢ die Krankenh&user vor der zunehmenden Herausforderung stehen, ausreichend
motiviertes und geeignetes Personal fur die Fachweiterbildung zu gewinnen,

¢ vor allem im berlinnahen Raum bereits qualifizierte Mitarbeiter haufig abgeworben
werden bzw. in besser bezahlte Bereiche fluktuieren.

a. Wenn ja, ist dieses ausreichend? und b. Wenn nicht ausreichend, welche MaRnahmen
werden empfohlen?

Zur Beurteilung, ob das koordinierte Vorgehen zur Férderung der Aus- und Weiterbildung in
Brandenburg der Weiterentwicklung bedarf, wurde ein gemeinsamer Dialog mit den 3
staatlich anerkannten Schulen fur GKIP im Land Brandenburg und den Perinatalzentren
angestrebt. Zur Initiierung des Dialogs fand im Rahmen des koordinierten Vorgehens auf
Einladung des Ministeriums fur Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie (MASGF)
und der Landeskrankenhausgesellschaft Brandenburg (LKB) im April 2018 ein
Informationsaustausch zwischen den staatlich anerkannten Schulen fur Gesundheits- und
Kinderkrankenpflege, dem Brandenburgisches Bildungswerk fur Medizin und Soziales e.V.
als Anbieter der Fachweiterbildung ,Padiatrische Intensivpflege®, den Perinatalzentren Level
1 und Level 2, dem Landesamt fir Arbeitsschutz, Verbraucherschutz und Gesundheit
(LAVG), dem MASGF und der LKB statt. Hierbei erfolgten vertiefende Erérterungen zur
aktuellen Personal- und Arbeitsmarktsituation, zur Situation der theoretischen und
praktischen Ausbildung in der Gesundheits- und Kinderkrankenpflege (sowohl aus Sicht der
Ausbildungsstatten als auch der Kliniken) sowie der Fachweiterbildung ,Padiatrische
Intensivpflege” im Land Brandenburg. Darlber hinaus wurden maégliche Auswirkungen und
Fehlanreize- bzw. -steuerungen der QFR-RL, der geplanten Einflhrung der generalistischen
Ausbildung und die Weiterentwicklung und Fortfihrung des koordinierten Vorgehens erortert.
Seitens der Teilnehmenden wurde die Initiative der Fachgruppe zur Initiierung dieses
Informationsaustausches ausdricklich begrif3t und avisiert diesen gemeinsamen Austausch
der Beteiligten im Rahmen des koordinierten Vorgehens zu gegebenem Zeitpunkt
fortzusetzen.

c. Wenn es kein koordiniertes Vorgehen gibt, wie kann dieses initilert werden?

Erganzende Anmerkungen aus den Klarenden Dialogen:

e Es ist festzustellen, dass die in der QFR-RL vorgesehene 1500g-Grenze nicht immer
adaquat die Behandlungs- und Pflegeintensitat der Kinder widerspiegelt. Der
adaquate Versorgungs- und Betreuungsaufwand der Kinder lasst sich nur
eingeschrankt am Geburtsgewicht festmachen. In diesem Zusammenhang kénnen
durch die Bemuhungen zur Erflllung der Richtlinie Pflegeengpéasse in anderen von
der Richtlinie nicht erfassten Bereichen (z.B. Allgemeinpadiatrie) entstehen oder
verstarkt werden.

¢ Die vorgegebene Schichtdokumentation erscheint zur Darstellung der
Versorgungsrealitat in den Perinatalzentren sowie als alleinige Grundlage fur hieraus
abzuleitende abschliefende Bewertungen oder Entscheidungen ungeeignet.

e Die Vorgaben der QFR-RL werden von den Perinatalzentren teilweise als zu starr
und unflexibel empfunden. So entspricht beispielsweise das vorgegebene
Zweischichtkriterium ohne Toleranzbereich, insbesondere vor dem Hintergrund
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unvorhersehbarer Aufnahme- und Belegungsspitzen und plétzlicher,
unvorhersehbarer Ausfélle des Personals, nicht der Versorgungsrealitat.

e Die enge Definition der Aufnahme- und Zuweisungskriterien fur die Versorgungsstufe
Il - Perinatalzentrum Level Il, sollte in Abgrenzung der Aufnahme- und
Zuweisungskriterien zu den Versorgungsstufen | — Perinatalzentren Level | und der
perinatalen Schwerpunkte Uberprift werden.
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Teltow, 30. Januar 2019

Sehr geehrte Damen und Herren,

in der Anlage beigefugt, ist der dritte Bericht des Lenkungsgremiums Brandenburg zum
Umsetzungsstand des klarenden Dialogs gemaf § 8 Absatz 11 Qualitatssicherungs-Richtlinie
Fruh- und Reifgeborene (QFR-RL) in Verbindung mit Anlage 7 der QFR-RL.

Bei der Durchfuhrung des klarenden Dialogs wird das Lenkungsgremium Brandenburg fachlich
auch weiterhin durch eine eigens zu diesem Zweck einberufene Fachgruppe unterstitzt. Nach

weiteren Sitzungen der Fachgruppe konnte der dritte Bericht verfasst werden. Zur Analyse der

von den Brandenburger Perinatalzentren jeweils angefiihrten Grinde fur die Nichterflillung der

Anforderungen an die pflegerische Versorgung sowie zur Erorterung zielfihrender MaRnahmen
zur Unterstutzung der Perinatalzentren bei der Erflllung der Personal-anforderungen der QFR-
RL, stand die Fachgruppe weiterhin im klarenden Dialog mit den Perinatalzentren.

Die Fachgruppe weist nach den mit den Kliniken (Geschaftsfuhrungen, Chef-/Oberarzte und
Pflegedienstleitungen) im Rahmen des klarenden Dialogs auch persénlich geflhrten kollegialen
Gesprachen, u.a. auf nachfolgende, sich aus der Umsetzung der QFR-RL ergebende relevante
Aspekte und Entwicklungen hin:

1) Aus den Berichten der Kliniken lassen sich Fehlentwicklungen und Fehlsteuerungen
aufgrund der Vorgaben der QFR-RL erkennen. Insbesondere wird durch die
Perinatalzentren im Land Brandenburg auf folgende Punkte hingewiesen:
*Aufnahmestopps der Perinatalzentren zur Vermeidung der Nichterfullung der
vorgegebenen Quote. Folgen sind medizinisch nicht indizierte Verlegungen von
Schwangeren und Friihgeborenen / kranken Neugeborenen in teilweise weit entfernte
Perinatalzentren.

*Verminderte Aufnahmebereitschaft bei Zuverlegungen aufgrund der Gefahr einer
personellen Unterbesetzung nach der QFR-RL in den aufnehmenden Perinatalzentren.
*Trotz der intensiven Aus- und Fortbildungsbemihungen der Kliniken und angesichts
der aktuellen Arbeitsmarkt- und Personalsituation verstérkt sich das gegenseitige
LAbwerben“ von qualifiziertem Personal.

2) Es ist festzustellen, dass die in der QFR-RL vorgesehene 1500g-Grenze nicht immer
adaquat die Behandlungs- und Pflegeintensitat der Kinder widerspiegelt. Der adaquate
Versorgungs- und Betreuungsaufwand der Kinder lasst sich nur eingeschrankt am
Geburtsgewicht festmachen. In diesem Zusammenhang kénnen durch die Bemiihungen

Bankverbindung:

Deutsche Apotheker- und Arztebank e.G. Diisseldorf, Konto-Nr. 0003048411, BLZ 300 606 01
IBAN DE20 3006 0601 00030484 11, BIC (Swift Code) DAAEDEDD
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zur Erfullung der Richtlinie Pflegeengpasse in anderen von der Richtlinie nicht erfassten
Bereichen (z.B. Allgemeinpadiatrie) entstehen oder verstarkt werden.

3) Die vorgegebene Schichtdokumentation erscheint zur Darstellung der
Versorgungsrealitat in den Perinatalzentren sowie als alleinige Grundlage fur hieraus
abzuleitende abschlieRende Bewertungen oder Entscheidungen ungeeignet.

4) Die Vorgaben der QFR-RL werden von den Perinatalzentren teilweise als zu starr und
unflexibel empfunden. So entspricht beispielsweise das vorgegebene
Zweischichtkriterium ohne Toleranzbereich, insbesondere vor dem Hintergrund
unvorhersehbarer Aufnahme- und Belegungsspitzen und plétzlicher, unvorhersehbarer
Ausfalle des Personals, nicht der Versorgungsrealitat.

5) Die enge Definition der Aufnahme- und Zuweisungskriterien fur die Versorgungsstufe Il -
Perinatalzentrum Level Il, sollte in Abgrenzung zu den Aufnahme- und
Zuweisungskriterien der Versorgungsstufe | — Perinatalzentrum Level | und der
Versorgungsstufe |1l - Perinataler Schwerpunkt tberprift werden.

Aufgrund des bisherigen Verlaufs des klarenden Dialogs ist festzustellen, dass die sechs
Perinatalzentren in Brandenburg bei den halbjahrlich abzugebenden Darstellungen zu den
Zielerreichungsgraden sowie zur Umsetzung der in den Zielvereinbarungen vorgesehenen
MaRnahmen weiter eng mit der eingesetzten Fachgruppe zur QFR-RL zusammenarbeiten und
den klarenden Dialog weiterfuhren. Der bislang gefiihrte Dialog mit den Perinatalzentren zeigt
aber, dass trotz der Anstrengungen der Kliniken davon ausgegangen werden muss, dass
mehrere Perinatalzentren in Brandenburg die Vorgaben der QFR-RL auch bis zum 31.12.2019
voraussichtlich nicht erflllen werden.

Wir weisen darauf hin, dass die im ,Spezifischen Teil“ des Berichts des Lenkungsgremiums
darzustellenden ,aktuellen Erfullungsquoten” (Anteil der erfiiliten Schichten an allen Schichten
mit Kindern <1500g Geburtsgewicht) fiir das Gesamtjahr 2018 der Fachgruppe zum Zeitpunkt
der Erstellung des Berichts Anfang Januar 2019 noch nicht vorlagen. Diese werden Teil des
vierten Berichts sein.

Mit freundlichen Grifken

Vorsitzende des Lenkungsgremiums der
LQS Brandenburg

Bankverbindung:

Deutsche Apotheker- und Arztebank e.G. Disseldorf, Konto-Nr. 0003048411, BLZ 300 606 01
IBAN DE20 3006 0601 00030484 11, BIC (Swift Code) DAAEDEDD
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1. Ubergreifender Teil (landesbezogen auszufiillen)

1.1. Kennzahlen der Versorgung:

Friihgeborene mit Geburtsgewicht <1500g:

198 Frithgeborene < 1500g

Perinatalzentren nach Versorgungsstufe:

a. Level1: 1
b. Level 2: 2
c. Perinataler Schwerpunkt: 1

Perinatalzentren, die eine Meldung tiber eine Nichterfuillung (12/2016) abgegeben haben:

a. Anzahl: 2 (PNZ1und?2)
b. Anteil: 66,6%

Perinatalzentren, die in einen kldrenden Dialog getreten sind mit dem Ergebnis, dass
keine Zielvereinbarung notwendig ist:

Fur beide Perinatalzentren war der Abschluss einer Zielvereinbarung notwendig.

Kumulative Angabe der von den Perinatalzentren gemeldeten Griinde fiir Nichterfiillung:

Beide PNZ nahmen an, die geforderten Strukturvorgaben nicht erfiillen zu kdnnen.
Dieses betraf sowohl die Gewinnung von ausreichend Fachpersonal als auch die
Weiterbildungsquote ,,pddiatrische Intensivpflege®.

Im kldrenden Dialog wurden dariiber hinaus akut auftretende Belegungsspitzen
(Aufnahme der Patienten medizinisch zwingend) bei ohnehin starker Auslastung der
PNZ angefiihrt (Verlegung anderer Kinder auf der ITS war medizinisch nicht vertretbar).

1.2. Einschdtzung im Hinblick auf die Versorgung der Friih- und Reifgeborenen gemaf § 8
Absatz 7 QFR-RL

Perinatalzentren, die die Erfiillung der Anforderungen in der vereinbarten Frist

a. nicht erreicht haben:

Das PNZ Level 1 hat die Erfiillungsquote vom 1.1.-30.6.2018 mit 97,04% erreicht, aber
einmal in vier aufeinander folgenden Schichten die Anforderungen zur schichtbezogenen
Dokumentation nicht erfiillt.

Mit 99,09% hat das PNZ Level 2 die Erfiillungsquote erreicht.

Es ist davon auszugehen, dass die Zielvereinbarungen erfiillt werden.

Klarender Dialog (Bremen), Bericht 1/2019
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Zusammenfassung des Lenkungsgremiums des betreffenden Bundeslandes der unter a.
und b. angegebenen Griinde fiir die Nichterreichung der Erfiillung der Anforderung der
QFR-RL, die sich in dem Kldrenden Dialog bestétigt haben:

Beide in den klarenden Dialog einbezogenen PNZ weisen zurzeit einen hohen
Erfiillungsgrad der Weiterbildungsquote auf: PNZ Level 1: 75%; PNZ Level 2: 56,96%. Die
Vorgaben zur schichtbezogenen Dokumentation wurden nahezu vollstandig erfiillt.
Sofern die weiteren Bemiihungen um Personalaquise, Aus- und Weiterbildung und
Verbesserung innerbetrieblicher Organisationsprozesse erfolgreich sind, ist davon
auszugehen, dass die pflegerischen Strukturvorgaben innerhalb der Frist erfiillt werden
kdnnen.

Eine verldssliche Prognose ist gegenwadrtig noch nicht moglich.

Auswirkungen der Nichterreichung auf die Versorgung von Frith- und Reifgeborenen in
dem jeweiligen Bundesland bzw. der Region:

Werden die Strukturvorgaben fiir PNZ Level 1 innerhalb der Frist nicht erreicht, bestiinde
im Bundesland Bremen und den umliegenden niedersdchsischen Kommunen kein
Angebot zur Versorgung von Frilhgeborenen dieses Levels.

Erreicht das PNZ Level 2 die Vorgaben nicht, wiirde die Versorgung der hier zu
behandelnden Patientengruppe im Bundesland Bremen und dem niedersdchsischen
Umland ebenfalls weitgehend eingestellt werden miissen, da das zweite PNZ Level 2
des Landes den Ausfall nicht kompensieren konnte.

Einschatzung der fiir die Krankenhausplanung zustdndigen Landesbehdrde im Hinblick
auf die Auswirkungen der Nichterreichung auf die Versorgung von Friih- und
Reifgeborenen, insbesondere zur Sicherstellung der flaichendeckenden Versorgung, in
dem jeweiligen Bundesland bzw. der Region sowie vorgesehene MaBnahmen:

Werden die Strukturvorgaben fiir PNZ Level 1 innerhalb der Frist nicht erreicht, bestiinde
im Bundesland Bremen und den umliegenden niedersdchsischen Kommunen kein
Angebot zur Versorgung von Frithgeborenen dieses Levels.

Wenn das PNZ Level 2 die Vorgaben nicht erreicht, wiirde die Versorgung der hier zu
behandelnden Patientengruppe im Bundesland Bremen und dem niedersdchsischen
Umland ebenfalls weitgehend eingestellt werden miissen, da das zweite PNZ Level 2 des
Landes den Ausfall nicht kompensieren kdnnte.

1.3. Analyse der Fachgruppe zum koordinierten Vorgehen zur Forderung der Ausbildung von
Gesundheits- und Kinderkrankenpflegern sowie der Fachweiterbildung des Pflegepersonals
in dem Bundesland bzw. in der Region (gemaf3 § 8 Abs.10 QFR-RL)

Gibt es ein koordiniertes Vorgehen?

Ja (geméf} Landeskrankenhausplan)

a. Wenn ja, ist dieses ausreichend?

[Ja] [Nein]. Eine verldssliche Einschatzung ist gegenwartig nicht méglich.

Klarender Dialog (Bremen), Bericht 1/2019
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b. Wenn nicht ausreichend, welche MaBnahmen werden empfohlen?

Im Land Bremen bildet eine Schule Kinderkrankenpflegerinnen/-pfleger aus (derzeitige
Kapazitat 75 Platze). Jahrlich beginnt ein neuer Kurs. Die Auslastung liegt aktuell bei
rund 94%.

Hinsichtlich der Weiterbildung besteht eine Kooperation mit dem Hanse-Institut
Oldenburg. Aktuell verfligen die Kliniken im Land Bremen {iber insgesamt 5
Weiterbildungsplatze; es ist geplant, die Anzahl zu erh6hen.

Die Auswirkungen des neuen Pflegeausbildungsgesetzes, das ab 2020 in Kraft treten
wird, auf Ausbildung/-abschliisse und Einsatzmoglichkeiten sind derzeit nicht

absehbar.

c. Wenn es kein koordiniertes Vorgehen gibt, wie kann dieses initiiert werden?

Klarender Dialog (Bremen), Bericht 1/2019
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Bericht des Kuratoriums der EQS-
Hamburg gemafd § 8 Absatz 11
der Qualitatssicherungsrichtlinie
fur Frih- und Reifgeborene aus
Hamburg
(Januar bis September 2018)
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Einleitende Worte

Vor einem Jahr entstand der erste Bericht Gber den Klarenden Dialog und die Versorgung
der Fruh- und Reifgeborene in den Perinatalzentren der Hansestadt Hamburg. In diesem
Jahr (Januar bis September 2018) hat sich einiges entwickelt, einiges ist aber auch beim
Alten geblieben. Als Fachgruppe wiinschen wir uns Transparenz der Perinatalzentren, wenn
es um die Bewertung der Unterlagen geht. Andererseits wird die Fachgruppe vom
Gemeinsamen Bundesausschuss hdufig im Unklaren gelassen. So bestehen auch nach
einem Jahr immer noch wenig Kenntnisse dartber, wie die Anlage 5 nun tatsachlich
auszufillen ist. Entsprechend der Gegebenheiten der einzelnen Perinatalzentren fullen
diese die Tabelle aus. Dadurch werden sie fur die Fachgruppe aber nur schwer bewertbar
und untereinander vergleichbar. Wiederum kdnnen die Perinatalzentren untereinander
auch nicht verglichen werden. Dies wurde im Rahmen von drei Besichtigungen deutlich.
Strukturell und konzeptuell sind alle 7 Zentren unterschiedlich aufgestellt und doch haben
sie alle das gemeinsame Ziel, die Versorgung der Frih- und Reifgeborenen bestmdglich zu
sichern. Die Anlage 5 und die daraus resultierende Erfullungsquote wird dem Engagement
eines jeden einzelnen der in einem Perinatalzentrum tétig ist nicht gerecht. Und dennoch
wird die Versorgung darauf runtergebrochen. In Hamburg ist auch das Engagement der
Fachgruppe sehr gro3, die Versorgung eben nicht nur auf die Erfullungsquote runter zu
brechen, sondern sich tatsachlich mit den Gegebenheiten, den Problemen und der
bestmdéglichen Versorgung von Frihgeborenen und deren Familien auseinanderzusetzen.
Auch fur diesen Bericht haben wir uns intensiv mit den Unterlagen der Zentren
auseinandergesetzt und mit einigen einen Klarenden Dialog vor Ort, also im

Perinatalzentrum, durchgefuhrt.

Die Vorgehensweise der Hamburger Fachgruppe konnte sogar Interesse auf Bundesebene
wecken, sodass wir zu einer Besichtigung und einem daran anschlieBenden Klarenden
Dialog Frau Dr. Koltermann vom GKV-Spitzenverband begrifen durften. Im Rahmen
dieses Klarenden Dialogs konnten wir einige Probleme, die die Anforderungen der QFR-RL
an die Versorgung der Fruh- und Reifgeborene mit sich bringt, anmerken und daruber

austauschen:

- Die Konzepte der Perinatalzentren lassen das Eintragen einer 0,5 VK teilweise als
nachvollziehbar erscheinen, aufgrund des intensiven Einbezugs der Eltern in die
Versorgung der Frih- und Reifgeborenen. Die 0,5 VK bedeutet hier jedoch nicht,
dass nur die halbe Schicht besetzt ist, sondern die VK zwar jederzeit zur Verfligung
steht, nur eben nicht die ganze Schicht neben dem Bett des Frih- oder
Reifgeborenen verbringt.

- Die Anlage 5 ist zu starr, um ein dynamisches System nachvollziehbar abbilden zu

kénnen.
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- ,Raumliche Deckung“ der Versorgung vs. ,Personenbezogene Deckung“ der
Versorgung.

- Grundsatze fur die Versorgung weiterer Patienten fehlen weiterhin.

- Unterschiedliche Strukturen der Perinatalzentren ergeben ein unterschiedliches
Patientenklientel im Zentrum (z.B. das Vorhandensein einer IMC-Station). Eine
Ubersicht, welche unterschiedlichen Leistungen in welchen Bereichen erbracht
werden, liegt nicht vor.

- Das Kriterium der ,,zwei-Schichten hintereinander nicht erfullt” ist zu unflexibel und
lasst den Zentren mit ihrem Personalmanagementkonzept nicht ausreichend Zeit
um reagieren zu kdnnen.

- Die Erfullungsquoten sind nicht valide und nicht vergleichbar, da sie jeweils unter
unterschiedlichen Gegebenheiten berechnet wurden (z.B. bessere Verteilung der
Friuhgeborene innerhalb des Jahres fuhren zu besseren Erflllungsquoten)

- Der Klarende Dialog und dessen Ergebnisse (z.B. Erfullungsquote) sollten von der
Finanzierungsebene entkoppelt werden.

- Grol3e Einheiten kdnnen schwieriger auf Belastungsspitzen reagieren.

Fur Hamburg gilt weiterhin, dass die Lage am Arbeitsmarkt angespannt ist, die Versorgung
gemal der derzeit zu veroffentlichen Qualitatskriterien aber dennoch uberdurchschnittlich
gut ausfallt. Die Perinatalzentren haben ein groRes Engagement gezeigt, qualifiziertes
Personal zu gewinnen. Allerdings ist der Arbeitsmarkt eng und der Wettbewerb der
Arbeitgeber sehr stark. Ob die vereinbarten Ziele 2019 erfullt werden, bleibt abzuwarten.
Auch in diesem Bericht kann wieder keine verlassliche Antwort darauf gegeben werden,
wer die Anforderungen der QFR-RL erflllt und wer nicht, insbesondere in Bezug auf die
Erfullungsquoten. Die Problematiken der Perinatalzentren lassen sich innerhalb des
Klarenden Dialogs und auch mit Hilfe der sehr nltzlichen Besichtigungen der Zentren gut

aufarbeiten, finden innerhalb dieser Erfullungsquote aber keine Berlicksichtigung.
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1. Ubergreifender Teil fur Hamburg

1.1 Kennzahlen der Versorgung — Januar bis September 2018

Friuhgeborene mit Geburtsgewicht < 1.500 g: 394

Perinatalzentren nach Versorgungsstufe:

a. Level 1: 5
b: Level 2: 2
c. Perinataler Schwerpunkt: 1

Perinatalzentren, die eine Meldung uber eine Nichterfillung abgegeben haben:

a. 7

b. 100 %

Perinatalzentren, die in einen klarenden | O

Dialog getreten sind mit dem Ergebnis,
dass keine Zielvereinbarung notwendig ist:

Kumulative Angabe der von den Perinatalzentren gemeldeten Grinde fur Nichterfullung:

Geplante und ungeplante Geburt von Mehrlingen

Ungeplante Geburt von Einlingen mit einem GG < 1.500 g

Kurzfristiger und langerfristiger Krankheitsausfall des Pflegepersonals

Kurzfristig ausgesprochenes Beschéaftigungsverbot im Fall von

Schwangerschaften

Volle Belegung

Fluktuation der Mitarbeiter aus verschiedenen Grinden (z.B. Neuorientierung

(Studium), Umzug, Abwerbung / auch durch KITAs etc)

Vermehrte (ungeplante) Aufnahmen von sonstigen Patienten

Akute Verschlechterung des Kindes wéhrend des Aufenthalts

Notwendigkeit von Barrierepflege aufgrund des Keimspektrums der Patienten

Mitarbeiter in Weiterbildung fehlen in der Patientenbetreuung

Hohe Quote an Mehrlingen

Verlegungen aus anderen Perinatalzentren (u.a. wegen Sperrung von Kreil3sélen)

Keine Verlegung in ein anderes Perinatalzentrum moglich (Kapazitatsgrenze)

Teilnahme am Neugeborenen-Notarztdienst fur Hamburg und das Hamburger

Umland (Bindung eines Arztes und einer GKiKP)
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1.2 Einschatzung im Hinblick auf die Versorgung der Frih- und Reifgeborenen
gemal 8§ 8 Absatz 7 QFR-RL

Perinatalzentren, die die Erfullung der Anforderungen in der vereinbarten Frist

a. nicht erreicht haben:

b. voraussichtlich nicht erreichen werden:

Zusammenfassung des Lenkungsgremiums des betreffenden Bundeslandes der unter a.
und b. angegebenen Griunde fur die Nichterreichung der Erfullung der Anforderung der
QFR-RL, die sich in dem Klarenden Dialog bestétigt haben:

Die Vorgaben der QFR-RL zur Schichtbesetzung konnten deutlich besser erfullt werden,
da es zu einer geringeren Fallzahl im oben angegebenen Zeitraum, im Vergleich zum
Vorjahr und einer besseren Verteilung uber das Jahr von Friuhgeborenen unter 1.5009g
gekommen ist.

Die unterschiedliche Auslegung der Ausflllweise der Anlage 5 besteht weiterhin.
Aufgrund von Besichtigungen einiger Perinatalzentren konnten einige Schwierigkeiten
teilweise nachvollzogen werden.

Keine Berucksichtigung findet das sog. Kdnguruhen in der Neonatologie, wobei, wenn
moglich, ganz bewusst auf die Anwesenheit der Pflegekréafte verzichtet wird, um die
Intimsphare zwischen Mutter/Vater und Kind nicht zu stdren.

Durch den personlichen Kontakt der Fachgruppe Klarender Dialog ist die Transparenz
der Versorgungssituation sehr deutlich geworden. Diese Transparenzphase war wichtig,
um im nachsten Jahr Vorschldge zu beraten, wie die Versorgung in Hamburg zu

optimieren ist, damit die QFR-RL in allen Einrichtungen realisiert werden kann.

Auswirkung der Nichterreichung auf die Versorgung von Frih- und Reifgeborenen in dem
jeweiligen Bundesland bzw. der Region:

Im Vergleich zu den anderen Bundeslandern liegt die Versorgung der Frihgeborenen
Uber dem Bundesdurchschnitt. Dies belegen die erhobenen Daten im QS-Verfahren
,Neonatologie“.

Einschatzung der fur die Krankenhausplanung zustandigen Landesbehdrde im Hinblick
auf die Auswirkungen der Nichterreichung auf die Versorgung von Fruh- und
Reifgeborenen, insbesondere zur Sicherstellung der flachendeckenden Versorgung, in
dem jeweiligen Bundesland bzw. der Region sowie vorgesehene MaRhahmen.

Hamburg verfligt Uber eine groRe Anzahl von Geburtskliniken, die eine sehr gute
Ergebnisqualitat aufweisen. Die Attraktivitat dieses Angebotes auch fir Patientinnen aus
der Metropolregion spiegelt sich in konstant hohen Geburtenzahlen wieder. Mit drei
Geburtskliniken tiber 3.000 Geburten jahrlich und zwei Geburtskliniken mit knapp unter
3.000 Geburten ist die Struktur durch sehr grol3e Einrichtungen geprégt. Eine weitere
Konzentration erscheint der Krankenhausplanungsbehérde vor diesem Hintergrund, der

Tatsache der insgesamt fur alle Trager knappen personellen Ressourcen und der dann

erforderlichen investiven Mallhahmen nicht angezeigt.
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Der verantwortungsvolle Umgang der Krankenh&auser mit Engpass-Situationen lasst sich
auch aus der Anzahl der Sperrungen der Kreif3sale (fur Geburten insgesamt oder fur
Schwangere unterhalb der 36. Schwangerschaftswoche) ablesen. Diese gegenuber der
Leitstelle der Feuerwehr Hamburg uUbermittelten Sperrungen werden monatlich der
Krankenhausplanungsbehdrde gemeldet und dort gemonitort.

Da diese Sperrrungen — bis auf wenige Ausnahmeféalle — nicht zeitgleich auftreten,
kénnen die Schwangeren jeweils in eine andere Geburtsklinik des erforderlichen
Versorgungslevels umgesteuert werden. Insofern hat die in diesem Bericht geschilderte
Nichterfullung der personellen Anforderungen nicht zu einer Gefdhrdung der

Sicherstellung der flachendeckenden Versorgung gefiuhrt.

1.3 Analyse der Fachgruppe zum koordinierten Vorgehen zur F6érderung der
Ausbildung von Gesundheits- und Kinderkrankenpflegern sowie der
Fachweiterbildung des Pflegepersonals in dem Bundesland bzw. der
Region (gemal3 8 8 Abs. 10 QFR-RL)

Gibt es ein koordiniertes Vorgehen? Nein

a. Wenn ja, ist dieses ausreichend? [Ja] [Nein]

b. Wenn nicht ausreichend, welche MalRhahmen werden empfohlen?

c. Wenn es kein koordiniertes Vorgehen gibt, wie kann dieses initiiert werden?

Hamburg ist ein Stadtstaat. Somit liegen die Perinatalzentren relativ dicht beieinander
und der Wettbewerb um die Pflegefachkrafte und fachweitergebildeten Pflegekrafte ist
sehr hoch. Daher ist eine gemeinsame Strategie schwierig und sollte dennoch
durchgefiihrt werden. Ein Ausbildungspakt, ein Workshop zur weiteren Umsetzung mit
einem Erfahrungsaustausch zur FoOrderung der Ausbildung gemeinsam mit allen
Beteiligten, ist weiterhin in Planung. Die Fachgruppe setzt sich dafur ein, dass alle
Perinatalzentren ausbilden und sich weitestgehend an der Weiterbildung beteiligen und

dorthin Mitarbeiter entsenden.
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Bericht des hessischen Lenkungsgremiums an den
G-BA (zum 1.HJ 2018)

gemil § 8 Absatz 11 QFR-RL

Ubergreifender Teil

(Kapitel 0 und 1, Seite 2 - 7)

Eschborn 30.01.2019
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0. Vorbemerkungen

Die pflegerische Erfiillungsquote (gem. QFR-RL) bei der Versorgung von Frithgeborenen
<1500gr weist, bezogen auf das 1. HJ 2018 und die hessischen Perinatalzentren, welche sich
im ,kldarenden Dialog* befinden, grundsitzlich eine positive Tendenz aus. So sind die Quoten
gegeniiber dem Jahr 2017 in nahezu allen Perinatalzentren deutlich gestiegen (siehe Tabelle).
Nach aktuellem Stand erfiilllen vier Einrichtungen die geforderte 95%-Quote, drei
Einrichtungen haben sich leicht verschlechtert. Unabhingig davon gab es im 1. Halbjahr 2018
kein hessisches Perinatalzentrum Level 1, welches nicht mehr als zwei unterbesetzte
Schichten am Stiick vorweisen konnte (siche Tabelle). Somit konnte kein Perinatalzentrum
das Schichtkriterium erfiillen!

A 85 88,8% NEIN 36 96,8% NEIN

90 79,6% NEIN 64 93,9% NEIN
Cc 107 64,4% NEIN 44 90,9% NEIN

73 Unterlagen nicht NEIN 33 94,7% NEIN

auswertbar

E 5/ 91,9% NEIN 28 89,0% NEIN
F 98 72,3% NEIN 29 92,8% NEIN
G 52 97.,1% NEIN 20 95,4% NEIN
H 94 69,1% NEIN 30 95,4% NEIN
I 31 71,3% NEIN 18 65,0% NEIN
J 36 99,4% NEIN 18 99,3% NEIN
K 65 Kei“n‘:b/;“lliz;age NEIN 25 92,6% NEIN

*Fallzahl aus den Daten der ext. Qualititssicherung
Tab. Erfiillungsquoten im 1.Halbjahr 2018 im Vergleich zu 2017

Die von den Krankenh#usern im ,,kldrenden Dialog* angegeben Griinde konnen aus Sicht der
Fachgruppe grundsitzlich nachvollzogen werden. Die Fachgruppe hat bei der Sichtung der
iibermittelten Unterlagen feststellen konnen, dass beim Grofteil der Einrichtungen weiterhin
ein Personaldefizit aufgrund fehlender Verfiigbarkeit von Personal auf dem Stellenmarkt
besteht. Dariiber hinaus zeigt sich auch bestitigt, dass Belegungsschwankungen hiufig zu
Problemen hinsichtlich der Erfiillungskriterien fithren. Der oft genannte Grund ,,Unerwartet
hohes Patientenaufkommen* fiir eine Nichterfiillung an die pflegerische Versorgung bestitigt
dies.  Insbesondere = Zentren  mit  einer  Schwerpunktversorgung (z.B.  fiir
Mehrlingsschwangerschaften, Neugeborene mit Herzerkrankungen oder Fehlbildungen) sind
hiervon betroffen. Bezogen auf das Jahr 2017 hatten die Einrichtungen mit weniger Fillen an
Frithgeborenen unter 1500gramm tendenziell auch hohere Erfiillungsquoten, im 1. HJ 2018
zeigte sich diese Korrelation jedoch nicht mehr.
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Fehlendes Pflegepersonal:

Dem allgemeinen Pflegekriftemangel in den Krankenhdusern kann durch die mangelnde
kurzfristige Verfiigbarkeit von Personal im Bereich der Neonatologie aufgrund der
Problematik mit der Weiterbildung (s.u.) sowie durch die derzeitige Anerkennungspraxis von
auslidndischen bzw. fachfremden Intensivpflegekriften nicht zeitgerecht entgegnet werden.
Dariiber hinaus erschweren arbeitsrechtliche (z.B. Arbeitszeitgesetz) und betriebsrechtliche
Vorgaben die Perinatalzentren daran, den Anforderungen des G-BA flexibel gerecht zu
werden (z.B. fiir Betriebsvereinbarungen iiber Rufdienstregelungen). Als zukiinftige
Herausforderung wird auch die ab 2020 geltende generalistische Pflegeausbildung gesehen,
da dann ein FEinsatz der Pflegekrifte auf neonatologische Intensivstationen nach der
Ausbildung nicht mehr moglich ist. Hier bleibt noch unklar, ob diese sich insgesamt negativ
auf die Versorgung in den Krankenhéusern, hier vor allem in den Perinatalzentren, auswirken
wird.

Weiterbildungsproblematik:

Die Dauer der Weiterbildung betrdgt 2 Jahre. Im (unrealistischen) giinstigsten Fall kann ein/e
neue/r Mitarbeiter/in nach 2 1/2 Jahren des Dienstantritts auf der Station eine Weiterbildung
abgeschlossen haben. In der Praxis sind es aber mindestens 3 Jahre, da die Weiterbildungen
i.d.R. nur einmal jéahrlich angeboten werden. Dies macht deutlich, dass fiir Mitarbeiter/innen,
die z.B. im Jahr 2017 zusitzlich fiir die neonatologische Intensivstation gewonnen werden
konnten, frithestens - und nur unter idealen Bedingungen - eine Weiterbildung im Jahr 2020
abgeschlossen sein kann. Da auch in den kommenden Jahren das Personal auf den Stationen
weiter aufgebaut werden muss, setzt sich dieser Zeitverzug Jahr fiir Jahr fort. Dariiber hinaus
ist die Zahl der Weiterbildungsplitze fiir die pidiatrische Intensivpflege endlich und wegen
der langen Ausfallzeiten konnen die Perinatalzentren nur eine begrenzte Zahl an
Mitarbeiter/innen freistellen, um die Patientenversorgung nicht zu gefihrden. Dariiber hinaus
sind viele Mitarbeiter nicht bereit, eine Weiterbildung zu absolvieren. In der Praxis hat sich
gezeigt, dass viele Teilnehmerinnen nach der Fachweiterbildung héufig sehr schnell
Nachwuchs bekommen und in die Elternzeit gehen. AnschlieBend kommen diese nur mit
geringen Stundenumfidngen zuriick in das Berufsleben. Zur Aufrechterhaltung der
Fachweiterbildungsquote wird als notwendig erachtet, weiterhin Pflegekrifte mit einer
mindestens fiinfjdhrigen Berufserfahrung in diesem Bereich als gleichwertig anzuerkennen.

Schichtkriterium(nicht mehr als zwei unterbesetzte Schichten in Folge):

Neben den Problemen bei der Gewinnung von zusitzlichem Pflegepersonal zeigte sich bei
Uberpriifung der Unterlagen, dass im Besonderen die Erfiillung des Schichtkriteriums den
Perinatalzentren Probleme bereitet. Auch Héauser, die insgesamt eine sehr gute
Erfiillungsquote haben und konstant eine Personalbesetzung von mehr als 95% in den
Schichten vorweisen konnen, konnen bisher die Anforderung von nicht mehr als ,,zwei
unterbesetzte Schichten am Stiick* nicht gewihrleisten. Im Jahr 2017 konnte keines der
Perinatalzentren in Hessen die Anforderungen an das Schichtkriterium erfiillen und bereits
zum aktuellen Zeitpunkt zeigt sich, dass auch im Jahr 2018 keines der hessischen
Perinatalzentren das Schichtkriterium erfiillen wird (siehe obige Tabelle). Dies wird vor allem
durch die Unplanbarkeit der Neonatologie, dem zu geringen Pool an verfiigbaren
Pflegekriften, sowie durch die fehlende Flexibilitdt der Richtlinie verursacht.
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Methodische Aspekte der QFR-Richtlinie

Die Fachgruppe musste methodische Schwierigkeiten bei der Umsetzung der Richtlinie
aufgrund unzureichender Ausfiillhinweise fiir eine einheitliche (schichtbezogene)
Dokumentation durch den G-BA feststellen. Dies erschwert die Vergleichbarkeit zwischen
den Perinatalzentren. Zusitzlich gibt es keine Vorgaben fiir die genaue Berechnung der
Erfiillungsquote. Auch die hessische Fachgruppe war sich iiber eine exakte Berechnung der
Erfiillungsquote zunichst nicht einig, was dazu gefiihrt hat, dass fiir das 2. Halbjahr 2017 die
Erfiillungsquoten auf zwei unterschiedlichen Wegen berechnet wurden. Im Juli hat die
hessische Fachgruppe den G-BA um eine Stellungnahme zur korrekten Rechenweise der
Erfiillungsquote gebeten'. Da eine Stellungnahme bis zum jetzigen Zeitpunkt noch aussteht,
hat die Fachgruppe in ihrer letzten Sitzung sich intern auf eine Rechenmethode geeinigt, die
bis zu einer Riickmeldung des G-BA Giiltigkeit haben soll. (i.e.: Die erste Schicht wird
unabhingig von der Angabe von Griinden, die im Patientengeschehen oder im
Personalgeschehen liegen konnen, grundsitzlich als erfiillt gesehen) Weiterhin tridgt eine
fehlende Vorgabe des G-BA zur Versorgung von Neonaten iiber 1500g nicht zu einer
substantiellen Vergleichbarkeit unter den Hiausern bei.

! Die E-Mailanfrage vom 24.08.2018 ist als Schreiben nochmals beigefiigt.
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1.1 Kennzahlen der Versorgung:
Friihgeborene mit Geburtsgewicht <1500g: [Anzahl im vorangegangenen

Kalenderjahr]
2017: 819

Perinatalzentren nach Versorgungsstufe (Stand Dezember 2018):
a) Level 1: 11

b) Level 2: 1

c) Perinataler Schwerpunkt: 3

Perinatalzentren, die eine Meldung iiber eine Nichterfiillung abgegeben haben

a) Anzahl: 11 (alle Level 1 Zentren)
b) Anteil: 11/12 =91,67%

Perinatalzentren, die in einen klirenden Dialog getreten sind mit dem Ergebnis, dass
keine Zielvereinbarung notwendig ist: 0

Es wurde mit allen Perinatalzentren eine Zielvereinbarung abgeschlossen, die fiir 2017
gemeldet hatten, dass sie die pflegerische Versorgung voraussichtlich nicht einhalten kdnnen.
Fiir drei Perinatalzentren wurde die Zielvereinbarung nach Abschluss des Erfassungsjahrs
aktualisiert. Fiir drei weitere Héduser wurde die Zielvereinbarung nach Sichtung und
Evaluation der Unterlagen aus dem ersten Halbjahr 2018 angepasst.

Kumulative Angabe der von den Perinatalzentren gemeldeten Griinde fiir
Nichterfiillung:

- Unerwartet hohes Patientenaufkommen durch Mehrlingsgeburten (teilweise
Drillinge oder Vierlinge)

- Ungeplante Patientenzuginge mit 1:1 Betreuung wegen Neuaufnahme oder
Verschlechterung des gesundheitlichen Zustandes

- Keine Verlegung in andere Perinatalzentren moglich (entweder durch
Aufnahmestopp oder zu weite Entfernung)

- Ungeplanter  Personalausfall z.B. durch akute Erkrankung, externe

Notfallversorgung, Beschiftigungsverbot

- Dem Mangel an qualifiziertem Personal auf dem Arbeitsmarkt kann nicht
ausreichend entgegen gewirkt werden (trotz z.B. Anwerbungen von Pflegenden aus
dem Ausland, vielfdltigen Qualifikations- und PersonalbindungsmaB3nahmen)

1.2 Einschitzung im Hinblick auf die Versorgung der Friih- und Reifgeborenen gemif
§ 8 Absatz 7 QFR-RL

Perinatalzentren, die die Erfiillung der Anforderungen in der vereinbarten Frist
a) nicht erreicht haben: Frist 2019 noch nicht abgelaufen, daher keine Angabe méoglich

5
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b) voraussichtlich nicht erreichen werden:

bezogen auf das Kriterium der drei aufeinanderfolgenden unterbesetzten Schichten wird
voraussichtlich kein Perinatalzentrum Level 1 in Hessen die vorgegebenen Anforderungen
erfiillen (siehe hierzu auch Vorbemerkung).

Zusammenfassung des Lenkungsgremiums des betreffenden Bundeslandes der in den
Buchstaben a und b angegebenen Griinde fiir die Nichterreichung der Erfiillung der
Anforderung der QFR-RL, die sich in dem Klirenden Dialog bestiitigt haben:

Die von den Krankenhdusern im ,,kldrenden Dialog* angegeben Griinde konnen aus Sicht der
Fachgruppe grundsitzlich nachvollzogen werden. Die Fachgruppe hat bei der Sichtung der
tibermittelten Unterlagen feststellen konnen, dass im GroBteil der Einrichtungen ein
Personaldefizit besteht. Eine fehlende Verfiigbarkeit von Personal auf dem Stellenmarkt ist
dabei der Hauptgrund fiir die fehlende Erfiillung der Vorgaben. Dariiber hinaus zeigt sich in
der Tendenz bestitigt, dass Belegungsschwankungen zu Problemen fiihren kénnen. Der
Grund ,,Unerwartet hohes Patientenaufkommen* fiir eine Nichterfiillung an die pflegerische
Versorgung zeigt sich durch diese Tendenz bestitigt.

Neben den Problemen bei der Gewinnung von zusitzlichem Pflegepersonal zeigte sich bei
Uberpriifung der Unterlagen auch, dass die Anforderungen der QFR Richtlinie an die
Personalbesetzung in den Héusern nach Erachten der Fachgruppe realistisch nicht erfiillbar
ist. Grofle Probleme zeigen sich vor allem in der Anforderung, dass nicht mehr als zwei
aufeinanderfolgenden Schichten unerfiillt bleiben diirfen. Auch Hiuser, die insgesamt eine
gute Erfiillungsquote haben und konstant eine Personalbesetzung von mehr als 95% in den
Schichten vorweisen konnen, konnen diese Anforderung bisher nicht gewdhrleisten. Im Jahr
2017 konnte damit keines der Perinatalzentren in Hessen die Anforderungen an die Richtlinie
erfiillen und bereits zum aktuellen Zeitpunkt zeigt sich, dass auch im Jahr 2018 keines der
hessischen Perinatalzentren diese Anforderung der Richtlinie erfiillen wird (siehe auch
Tabelle im Vorwort).

Auswirkungen der Nichterreichung auf die Versorgung von Friih- und Reifgeborenen in
dem jeweiligen Bundesland bzw. der Region

Eine Beantwortung der Frage ist zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht moglich.

Einschitzung der fiir die Krankenhausplanung zustéindigen Landesbehorde im Hinblick
auf die Auswirkungen der Nichterreichung auf die Versorgung von Friih- und
Reifgeborenen, inshesondere zur Sicherstellung der flichendeckenden Versorgung, in
dem jeweiligen Bundesland bzw. der Region sowie vorgesehene Mafinahmen.

Eine Beantwortung der Frage ist zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht moglich, da die
Auswirkungen noch nicht bekannt sind.
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1.3 Analyse der Fachgruppe zum koordinierten Vorgehen zur Forderung der
Ausbildung von Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerinnen und Gesundheits- und
Kinderkrankenpflegern sowie der Fachweiterbildung des Pflegepersonals in dem
Bundesland bzw. in der Region (geméB § 8 Absatz 10 QFR-RL)

Gibt es ein koordiniertes Vorgehen? [Ja] [J[Nein]

a) Wenn ja, ist dieses ausreichend? [X[Ja] [I[Nein]

Das gemeinsame Vorgehen ist, dass alle Einrichtungen das Aus- und Weiterbildungsangebot
erhoht haben. Seit circa 2016 gibt es in Hessen regelmifig Gespriche mit den Neonatologen,
den Ministerien und der Krankenhausgesellschaft. Dies soll zu einer erhohten Transparenz in
den Ausbildungskapazititen fithren. Dariiber hinaus gibt es im GroBraum Frankfurt (auf
Grund der geographischen Néhe untereinander) ein koordiniertes Vorgehen bei der
Fachweiterbildung.

b) Wenn nicht ausreichend, welche MaBlnahmen werden empfohlen?
c) Wenn es kein koordiniertes Vorgehen gibt, wie kann dieses initiiert werden?
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Bericht des Lenkungsausschusses MV ge-
mafk § 8 Absatz 11 QFR-RL an den G-BA

Stand 26.10.2018

Qualitatsburo

bei der Krankenhausgesellschaft
Mecklenburg-Vorpommern
Wismarsche Str. 175

19053 Schwerin

Tel.: 0385/ 485 29-111/ 117
Fax: 0385/ 485 29-29
E-Mail: EQS@kgmv.de
Internet: www.kgmv.de


mailto:EQS@kgmv.de
http://www.kgmv.de/

Qualitatsbiro Mecklenburg-Vorpommern

Anlage 2 zum Beschluss
26.10.2018

Die Erfassung der folgenden Informationen erfolgt anhand der bis zum Zeitpunkt der Be-

richterstattung vorliegenden Daten.

1 Ubergreifender Teil (landesbezogen auszufiillen)

1.1 Kennzahlen der Versorgung:

- Friihgeborene mit Geburtsgewicht < 1500g: | 217"

- Perinatalzentren nach Versorgungsstufe:

a) Level 1: 4

b) Level 2: 0

c) Perinataler Schwerpunkt: 0

- Perinatalzentren, die eine Meldung Uber eine Nichterflullung abgegeben haben
a) Anzahl: 4

b) Anteil: 100%

- Perinatalzentren, die in einen klarenden 1

Dialog getreten sind mit dem Ergebnis, dass
keine Zielvereinbarung notwendig ist:

- Kumulative Angabe der von den Perinatalzentren gemeldeten Griinde fur Nichterfillung:

Die Mitteilung ber die Nichterfiillung der Anforderungen erfolgt vorsorglich, weil

die Verflugbarkeit von qualifiziertem Personal auf dem Arbeitsmarkt nicht ausreichend ist
und

der Betreuungsschlissel im Einzelfall durch akut hohes Patientenaufkommen oder akute
Krankheit nicht eingehalten werden kann.

1.2 Einschatzung im Hinblick auf die Versorgung der Frih- und Reifgeborenen gemaf § 8
Absatz 7 QFR-RL

- Perinatalzentren, die die Erflllung der Anforderungen in der vereinbarten Frist

a) nicht erreicht haben: k.A.

b) voraussichtlich nicht erreichen werden: k.A.

- Zusammenfassung des Lenkungsgremiums des betreffenden Bundeslandes der unter a)
und b) angegebenen Grinde fur die Nichterreichung der Erfullung der Anforderung der QFR-
RL, die sich in dem Klarenden Dialog bestatigt haben:

Derzeit keine Angabe moglich, da die Zielvereinbarungen eine Laufzeit bis zum 31.12.2019
beinhalten.

- Auswirkungen der Nichterreichung auf die Versorgung von Frih- und Reifgeborenen in
dem jeweiligen Bundesland bzw. der Region

Der klarende Dialog hat bisher keine landes- bzw. regionalbezogene Versorgungsengpasse
bei den Frih- und Reifgeborenen ergeben.

- Einschatzung der fur die Krankenhausplanung zustandigen Landesbehdrde im Hinblick auf
die Auswirkungen der Nichterreichung auf die Versorgung von Frih- und Reifgeborenen,
insbesondere zur Sicherstellung der flachendeckenden Versorgung, in dem jeweiligen Bun-
desland bzw. der Region sowie vorgesehene Malinahmen.

Im klarenden Dialog hat sich eine Gefahrdung der flachendeckenden Versorgung bisher
nicht bestatigt.

1.3 Analyse der Fachgruppe zum koordinierten Vorgehen zur Forderung der Ausbildung von
Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerinnen und Gesundheits- und Kinderkrankenpflegern

! Externe stationare Qualitatssicherung in Mecklenburg-Vorpommern; Neonatologie Jahresauswer-
tung fir 2017
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sowie der Fachweiterbildung des Pflegepersonals in dem Bundesland bzw. in der Region
(gemaf § 8 Abs. 10 QFR-RL)

Gibt es ein koordiniertes Vorgehen? Ja Nein X

a) Wenn ja, ist dieses ausreichend? Ja Nein

b) Wenn nicht ausreichend, welche MalRhahmen werden empfohlen?

k.A.

c) Wenn es kein koordiniertes Vorgehen gibt, wie kann dieses initiiert werden?

Im Rahmen des klarenden Dialoges wurde festgestellt, dass flir Mecklenburg-Vorpommern
keine strukturellen Probleme bei der Ausbildung von Gesundheits- und Kinderkrankenpfle-
gern/-innen sowie der Fachweiterbildung des Pflegepersonals erkennbar sind. Die Auswir-
kungen der generalistischen Pflegeausbildung kénnen derzeit nicht abgeschatzt werden.
Eine Analyse der Ausbildungsstrukturen und —zahlen im Kontext zum Ausbildungsbedarf in
den Perinatalzentren steht aber noch aus.

2.4 Ausblick (Angabe zum Berichtstermin 31. Juli 2019)

2.4.1 Ubergreifender Teil (landesbezogen auszufiillen)

- Wird es voraussichtlich Perinatalzentren in dem jeweili- Ja Nein
gen Bundesland bzw. der jeweiligen Region geben, die
die Anforderungen an die pflegerische Versorgung in
Nummer |.2.2 oder Nummer 11.2.2 der Anlage 2 der QFR-
RL bis zum 31. Dezember 2019 nicht erfillen werden?

- Wenn ja, wie viele und mit welchen Begriindungen?

k.A.
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Bericht des Lenkungsgremiums Niedersachsen

gemaB § 8 Absatz 11 QFR-RL an den G-BA zum 31. Januar 2019

Qualitdt der Versorgung von Frih- und Reifgeborenen in Niedersachsen

Allgemeine Einleitung zur Situation im Bundesland

1. Ubergreifender Teil (landesbezogen)

1.1 Kennzahlen der Versorgung

Frihgeborene mit Geburtsgewicht < 1.500 g:

750 im Jahr 2017 (Vorjahr 703) bei der Projektgeschaftsstelle Qualitatssicherung in Nie-
dersachsen vorliegende Datensatze

Perinatalzentren nach Versorgungsstufe fiir 2017:

a. Level 1 Anzahl: 13 (Vorjahr: 13)
b. Level 2 Anzahl: 6 (Vorjahr: 5)
c. Perinataler Schwerpunkt Anzahl: 11 (Vorjahr: 12)

Perinatalzentren Level 1 und Level 2, die eine Meldung Uber eine Nichterflillung abgege-
ben haben:

a. Anzahl: 16 (Level 1: 12, Level 2: 4)

b. prozentualer Anteil an allen PNZ: 84,2 (2016: 83,3)

Perinatalzentren, die in einen klarenden Dialog getreten sind mit dem Ergebnis, dass
keine Zielvereinbarung notwendig ist:

Anzahl: 5 (Level 1: 4, Level 2: 1)

Kumulative Angabe der von den Perinatalzentren gemeldeten Griinde flr Nichterfillung:

- Der Mangel an qualifiziertem Personal kann nicht ausreichend ausgeglichen wer-
den, da die erforderliche Anzahl an entsprechendem Kinderkrankenpflegepersonal
am Arbeitsmarkt tatsachlich nicht zur Verfligung steht

- Frihgeburten sind Notfalle und Dienstplédne werden vorab aufgestellt. Umfangrei-
che Rufbereitschaften, um alle Notfalle abzudecken, lassen sich nicht einrichten

- Verlegungen, fiir die vorhandenes Personal abgezogen wird

- Kindigungen

- Beschaftigungsverbot aufgrund von Schwangerschaft

- Beschaftigungsverbot aufgrund von Krankheit

- Ubernahme von Risikoschwangerschaften aus anderen Zentren

1.2 Einschatzung im Hinblick auf die Versorgung der Friih- und Reifgeborenen gemai3 § 8
Absatz 7 QFR-RL.

Im Jahr 2018 haben erneut vier Krankenhduser dem Lenkungsgremium mitgeteilt, die
Anforderungen nach QFR-RL nicht zu erflillen, diese vier Krankenhauser haben bereits im
Jahr 2017 am klérenden Dialog teilgenommen. Mit zwei dieser Krankenhduser ist eine
Zielvereinbarung (mit Teilzielen, vgl. jeweilige Position 2) abgeschlossen worden. Es ist
derzeit noch nicht feststellbar, ob die Teilziele erreicht werden. Die beiden anderen Kran-
kenhduser wurden wie alle anderen auch aufgefordert, die Dokumentation der Schichten
fortzufiihren und den am 11. Juni 2018 aktualisierten Fragebogen zu beantworten.
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Dariber hinaus hat im Mai 2018 ein weiteres Krankenhaus, das Sana-Klinikum Hameln-

Pyrmont, die Nichterfiillung der Anforderungen beim G-BA angegeben. Dieses Kranken-
haus ist mit in den klarenden Dialog einbezogen worden.

Perinatalzentren, die die Erfiillung der Anforderungen in der vereinbarten Frist

a. nicht erreicht haben: keine Angabe mdglich

b. voraussichtlich nicht erreichen werden: keine Angabe mdéglich

Zusammenfassung des Lenkungsgremiums des betreffenden Bundeslandes der unter a.
und b. angegebenen Griinde flir die Nichterreichung der Erfillung der Anforderung der
QFR-RL, die sich in dem Klarenden Dialog bestatigt haben:

Daten zu den Kapazitdaten (Betten) und zum Personal der neonatologischen Intensivpfle-
ge liegen flr Niedersachsen weder als Vollerhebung im Rahmen eines Gutachtens noch
Uber statistische Berichte des Landes Niedersachsen vor. Das erforderliche qualifizierte
Personal ist nach Angaben der Krankenhauser auf dem Markt nicht verfligbar. Die Klini-
ken gaben an, ihre Aus- und Fortbildungsaktivitdten durch verschiedene MaBnahmen
verstarken zu wollen.

Auswirkung der Nichterreichung auf die Versorgung von Friih- und Reifgeborenen in dem
jeweiligen Bundesland bzw. der Region:

Eine Analyse durch das Sozialministerium zur Auswirkung der Nichterreichung ist zum
gegenwartigen Zeitpunkt nicht méglich.

Einschatzung der fir die Krankenhausplanung zustdndigen Landesbehérde im Hinblick
auf die Auswirkungen der Nichterreichung auf die Versorgung von Friith- und Reifgebore-
nen, insbesondere zur Sicherstellung der flachendeckenden Versorgung, in dem jeweili-
gen Bundesland bzw. der Region sowie vorgesehene Manahmen.

Das Sozialministerium erachtet fir eine gut erreichbare Versorgung von Frithgeborenen
im Flachenland Niedersachsen den Erhalt der gegebenen Versorgungsstruktur als zwin-
gend erforderlich.

1.3 Analyse der Fachgruppe zum koordinierten Vorgehen zur Férderung der Ausbildung
von Gesundheits- und Kinderkrankenpflegern sowie der Fachweiterbildung des Pflegeper-
sonals in dem Bundesland bzw. der Region (gemaB § 8 Abs. 10 QFR-RL).

Gibt es ein koordiniertes Vorgehen? nein

a. Wenn ja, ist dieses ausreichend?

b. Wenn nicht ausreichend, welche MaBnahmen werden empfohlen?

c. Wenn es kein koordiniertes Vorgehen gibt, wie kann dieses initiiert werden?

Das Sozialministerium hat eine Analyse der Ausbildungskapazitaten und deren Inan-
spruchnahme in Niedersachsen und angrenzenden Bereichen durchgefiihrt, auf deren
Grundlage mogliche Handlungsfelder durch die Fachgruppe identifiziert werden sollten.
Es wurden sieben Einrichtungen angeschrieben, vier haben geantwortet. Das Sozialmi-
nisterium hat das Ergebnis zusammengefasst:

Es gibt keine Anzeichen dafiir, dass die Ausbildungskapazitaten derzeit nicht ausreichen.
Jedes Weiterbildungsinstitut bietet jahrlich mindestens einen Kurs mit 20-25 Platzen an.
Die Anzahl der Teilnehmenden liegt i.d.R. darunter. Die Kosten fir die Fachweiterbildung
(6.500-8.300 €) werden durch die Arbeitgeber ibernommen. Die Anzahl der ,Abbrecher"
ist sehr niedrig.

Nach den Rickmeldungen der Institute ist die Bereitschaft der Krankenhduser zur Quali-
fizierung der Fachkraft durchaus hoch. Das Uberwiegende Problem scheint zu sein, dass
aufgrund der engen Planung der Krankenhduser, was die Vorhaltung von Pflegepersonal
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angeht, nur in geringem Umfang Personal in die Fachweiterbildung entsendet werden
kann. Es scheint nicht mdglich zu sein, zeitgleich mehrere Pflegekrafte in die Fachwei-
terbildung zu entsenden.
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qs-n'w

Bericht Klarender Dialog

gs-n w

Bericht
Klarender Dialog 2018-2

Geschaftsstelle Qualitatssicherung
Nordrhein-Westfalen (QS-NRW)

Gartenstralle 210-214
48147 Munster
Telefon 0251 929 2600

Tersteegenstralle 9
40474 Dusseldorf
Telefon 0211 4302 2701
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qs-n'w

Bericht Klarender Dialog

Die Berichtspflicht der Gremien nach 8§ 14 Absatz 1 Satz 1 der QSKH-RL
(Lenkungsgremium, in NRW Lenkungsausschuss) leitet sich von § 8 Absatz 11 der
Qualitatssicherungs-Richtlinie Frih- und Reifgeborene (QFR-RL) des Gemeinsamen
Bundesausschusses (G-BA) her. Der Bericht gliedert sich in einen Textteil sowie
grafische Auswertungen und wird unter Bertcksichtigung der Vorgaben der Anlage 7
der QFR-RL gemal Beschluss des Gemeinsamen Bundesausschusses vom
19.10.2017 erstellt.

Gender-Hinweis

Im Sinne einer besseren Lesbarkeit der Texte wurde von uns entweder die
mannliche oder weibliche Form von personenbezogenen Hauptwortern gewahlt. Dies
impliziert keinesfalls eine Praferenz oder Wertung. Alle Leser mogen sich von den
Inhalten des Berichts gleichermal3en angesprochen fuhlen.
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qs-n'w

Bericht Klarender Dialog

1. Einleitung

Die Richtlinie iber MaRnahmen zur Qualitatssicherung der Versorgung von Frih- und Reifgeborenen
nach § 136 Absatz 1 Nummer 2 SGB V (Qualitatssicherungs-Richtlinie Frih- und Reifgeborene/ QFR-
RL) léste zum 01.01.2014 die bereits bestehende ,Vereinbarung tUber Mallnahmen zur Qualitats-
sicherung der Versorgung von Friih- und Neugeborenen® ab. Mit dem Ziel, die Sauglingssterblichkeit
und friihkindlich entstandene Behinderungen zu verringern sowie zur Sicherung der Struktur-, Prozess-
und Ergebnisqualitat unter Beriicksichtigung einer zumutbaren Erreichbarkeit der Einrichtungen wurde
ein risikoadaptiertes Stufenkonzept der perinatologischen Versorgung definiert. Auf Grundlage der
Richtlinie wird mit den gemeldeten Kliniken ein klarender Dialog gefuhrt. Fur Einrichtungen der
Versorgungsstufen | und Il (Perinatalzentren Level | und II) gelten konkrete Anforderungen an die
pflegerische Versorgung kleiner Friihgeborener auf neonatologischen Intensivstationen (NICU). Gerade

die Nichterfiillung dieser Personalanforderungen zeigt sich als ein zentraler Punkt.

Der klarende Dialog mit Krankenhausern, deren Perinatalzentren die Anforderungen an die pflegerische
Versorgung in Nummer 1.2.2 oder Nummer 11.2.2 der QFR-RL nicht erfiillen, zeigt nach durchgefihrter
Ursachenanalyse und Auswertung der gelieferten Daten, dass wie schon vermutet, eines der
Hauptprobleme im Mangel an qualifiziertem Pflegepersonal liegt. Die getroffenen Zielvereinbarungen
gehen auf dieses Problem besonders ein. Das einzelne Perinatalzentrum ist im Kontext der
Versorgungsstruktur der jeweiligen Region zu betrachten. Durch den bestehenden Personalmangel
muss ein koordiniertes Vorgehen =zur Forderung der Ausbildung von Gesundheits- und
Kinderkrankenpflegern sowie der Fachweiterbildung des Pflegepersonals eines der vordringlichen Ziele
sein. Der klarende Dialog erfolgt in enger Zusammenarbeit mit den Landesverbanden der
Krankenkassen, den Ersatzkassen, der Landeskrankenhausgesellschaft sowie der fir die

Krankenhausplanung zustandigen Landesbehorde.

Der Lenkungsausschuss QS-NRW fuhrt den klarenden Dialog als geméald QFR-RL verantwortliches
Gremium mit Unterstutzung einer Fachgruppe durch, in der Vertreter der o. g. Institutionen sowie die

Patientenvertretung und pflegerische und arztliche Fachexperten mitwirken.

In Nordrhein-Westfalen meldeten sich 44 Einrichtungen beim G-BA wegen einer Nichterfullung der
Personalanforderungen gemal3 QFR-RL. Ein Zentrum fiel aufgrund des abweichenden
Leistungsschwerpunkts aus der Betrachtung und wurde aufgefordert, dies dem G-BA mitzuteilen.
Zwischenzeitlich wurde ein weiteres Perinatalzentrum geschlossen, aufgrund der SchlieBung der
bestehenden Geburtshilfe. Die Abteilung bleibt bestehen, aber nicht als Perinatalzentrum, sondern als
begleitende Abteilung eines Herzchirurgischen Zentrums zur Versorgung der dort operierten kleinen
Kinder / Sauglinge. Auch hier erfolgte die Aufforderung, die Anderung gegeniiber dem G-BA zu melden.

Insgesamt wurden 42 standortbezogene Rickmeldungen aus dem klarenden Dialog aus NRW erzeugt.
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qs-n'w

Bericht Klarender Dialog

Dank des hohen Engagements aller Beteiligten konnte der klarende Dialog im Rahmen der vom G-BA
vorgesehenen Fristen begonnen und mit allen am Dialog beteiligten Einrichtungen, die nach Analyse
Kinder unter 1.500g versorgen und die Personalanforderungen der Richtlinie nicht vollumfénglich
erfillen, fristgerecht Zielvereinbarungen geschlossen werden, die im zweiten Halbjahr 2018 kontrolliert

und ggf. erganzt wurden. Dieser Prozess wird bis Ende der Ubergangsfrist am 31.12.2019 fortgefiihrt.

Nach Eingang der Zielvereinbarungen von Juli 2018 und der Dokumentation aus dem zweiten Halbjahr
2018 wurde der Umsetzungsstand der Zielvereinbarungen beurteilt. Sofern erforderlich, wurden Anpas-
sungen zur Zielvereinbarung formuliert. Der Nachweis dieser Anpassungen wird mit dem kommenden

Berichtszeitraum zum 14.06.2019 erwartet.

Der vorliegende Bericht zeigt den aktuellen Umsetzungsstand der Erfullung der Anforderungen gemar
QFR-RL in Nordrhein-Westfalen.

1.1. Spezifischer Teil der Einleitung

Der klarende Dialog konnte auch in diesem Halbjahr fristgerecht mit den gemeldeten Perinatalzentren
durchgefuihrt werden. Jede Einrichtung stimmte den durch die Fachgruppe ggf. vorgenommenen
Anderungen der bestehenden Zielvereinbarung im Juli 2018 zu. Entsprechende Erklarungen seitens der
Perinatalzentren gingen fristgerecht bis Ende August 2018 bei der QS-NRW ein. Die Unterlagen fur den
zweiten Berichtszeitraum 2018 gingen Mitte Dezember ein. Die Unterlagen wurden in einer
Fachgruppensitzung Anfang Januar 2019 analysiert und bewertet. Da nahezu ein gesamtes
Erfassungsjahr vorlag (01.01.-30.11.2018), konnte die Fachgruppe mithilfe der eingereichten Unterlagen
genauere Aussagen zu den Zentren tatigen. Ebenfalls fanden im November 2018, auf Grundlage der
Daten aus dem ersten Halbjahr (01.01.-31.05.2018) zwei Klinikgesprache statt: Teilnehmer seitens der
Fachgruppe waren arztliche Vertreter und Vertreter aus der Pflege, um einen kollegialen Austausch zu
ermoglichen. In diesen Klinikgesprachen wurden mit den eingeladenen Hausern Zielvereinbarungen
getroffen, die von der jetzigen Berichtspflicht, aufgrund der zeitlichen Umsetzbarkeit, abweichen (siehe

Spezifischer Teil Anlage 2).

Insgesamt wurde den Zielvereinbarungen gewissenhaft und ausfiihrlich nachgegangen, es zeigten sich
wieder vielfaltige Bestrebungen zur Erfillung der Anforderungen gemanR QFR-Richtlinie. Die Entwicklung
der Erfiilllungsquote vom ersten zum zweiten Halbjahr 2018 erscheint inhomogen: in 17 Perinatalzentren
wurden Verbesserungen, in 29 Perinatalzentren eine Verschlechterung festgestellt. Sechs
Perinatalzentren konnten gleichbleibend in beiden Halbjahren eine einhundertprozentige Erflllungsquote
ausweisen. Hierbei ist jedoch auch zu beachten, dass die Anzahl der Schichten mit Kindern <1.500g
zwischen 15 bis 549 (maximale Anzahl der Schichten im Beobachtungszeitraum 01.06.-30.11.2018)
starke Schwankungen aufweist und dementsprechend gewichtet wurde. Hier wurde seitens der
Fachgruppe entschieden, dass aufgrund der Unvorhersehbarkeit der Auslastung (z. B.
Mehrlingsgeburten, Personalausféllen etc.) auf eine offizielle Meldung beim G-BA wegen Erflllung der
QFR-RL-Vorgaben verzichtet wird, da dieses im Falle einer Nicht-Erflllung (und erneuter Meldung beim

G-BA) einen erhohten birokratischen Aufwand bedeuten wirde. Gleichzeitig konnten aber auch
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deutliche Verschlechterungen in den Erfullungsquoten beobachtet werden (bis zu ca. 27%-Punkten / vgl.
Abbildung 1 und Abbildung 2) mit resultierenden Relativierungen einer zuvor guten Prognose. Nur
teilweise sind solche Entwicklungen mit gestiegenen Geburten- und Friihgeburtenzahlen erklarbar. Von
den deutlichsten Verschlechterungen waren vorwiegend ,grof3e“ (identifizierbar u. a. Uber die
Dauerbelegung mit mehreren Frithgeborenen <1500g, hohen Geburtenzahlen) Perinatalzentren
betroffen. Hier zeigt sich die Unvorhersehbarkeit von Ereignissen und Fallkonstellationen, welche die
Erfullungsquote und besonders die jederzeitige Schichterfiillung erheblich erschweren. Insbesondere
Kliniken mit anzunehmender hoher Relevanz fur die regionale Versorgungssicherheit geraten immer
wieder in den Konflikt zwischen machbarer, angemessener Versorgung und reiner Richtlinienerfillung

und mahnen diesen Sachverhalt an.

Zu den relevantesten unvorhersehbaren und besonders nicht planbaren Situationen zahlen:
- Haufungen von Friihgeburten mit Kindern <1.500g GG (oft Mehrlinge) in kurzer zeitlicher Folge,
- gehaufte krankheitsbedingte Personalausfélle, z. B. bei einer Grippeepidemie.

Einige Perinatalzentren berichteten Uber krankenhaushygienische Umstéande (bei Nachweis von
multiresistenten Keimen), die stark personalbindende und von lokalen Gegebenheiten abhangige
Isolations- und Kohortierungsmaflinahmen erforderlich machten. Durch diese stark personalbindenden
MaRnahmen hat sich die Erfullungsquote bei diesen Kliniken wieder verschlechtert. Die Fachgruppe
klarender Dialog war sich einig, dass dies eine Situation darstellt, die jedes Perinatalzentrum an seine

personellen Grenzen bringt und somit die Erfillung der QFR-RL fast unmaéglich machen kann.

Nach wie vor wird seitens der Perinatalzentren gedul3ert, dass zu besetzende Stellen (u. a. aufgrund von
fehlenden Bewerbern auf dem Stellenmarkt) weiterhin ein groRes Problem darstellen. Ein GroRteil der
Perinatalzentren hat mittlerweile entsprechende Dienstregelungen eingefiuihrt, die bei solchen
Situationen greifen und gentgend Personal akquirieren sollen (z. B. werden diese Dienste
sondervergitet oder anderweitig Anreize geschaffen). So kann man beiden Abbildungen entnehmen,
dass sogar ein groRer Anteil die QFR-Richtlinien Vorgabe von 95% ausreichend besetzter Schichten
erfiillt, jedoch das Kriterium, dass nicht mehr als zwei aufeinanderfolgender Schichten nicht erfillt sein

duarfen, nicht eingehalten werden kann und somit eine Nicht-Erfullung im Sinne der QFR-RL vorliegt.

Die Erkenntnis, das immer wieder Richtlinienverletzungen auch ohne erkennbare Versorgungslucken fir
die Frihgeborenen auftreten hat die Fachgruppe veranlasst, in einer Stellungnahme den G-BA zu

entsprechenden Anpassungen der Richtlinienkriterien aufzufordern.

Da die eingereichten Unterlagen hinsichtlich der Erfullungsquote, Schilderungen Uber bisherige
Bemuhungen und Entwicklungstendenzen, partiell groRe Unterschiede aufweisen oder weiterhin keine
zufriedenstellenden Darlegungen seitens der Zentren eingegangen sind, wurde beschlossen, dass zwei
Perinatalzentren zu einem Klinikgesprach eingeladen werden und zwei Begehungen fir das Frihjahr
2019 terminiert werden. Dadurch erhofft sich die Fachgruppe genauere Einblicke in die vorhandenen
Strukturen sowie die Klarung von bisherigen Unstimmigkeiten in einem kollegialen Gespréch bzw. vor
Ort.
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1.2. Auswertungen
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Abbildung 1 Entwicklung der Erfullungsquote fiir den Landesteil Nordrhein 2018 (1. Halbjahr: 01.01.-31.05. / 2. Halbjahr: 01.06.-30.11.2018)
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= 1. Halbjahr

2. Halbjahr

Referenz

Abbildung 2 Entwicklung der Erfullungsquote fiir den Landesteil Westfalen-Lippe 2018 (1. Halbjahr: 01.01.-31.05. / 2. Halbjahr: 01.06.-30.11.2018)
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Anlage 7: Einheitliches Berichtsformat der Lenkungsgremien an den Gemeinsamen
Bundesausschuss gemaR § 8 Absatz 11 QFR-RL

Bericht zum 31.01.2019

Rheinland-Pfalz

Die Erfassung der folgenden Informationen erfolgt anhand der bis zum Zeitpunkt der
Berichterstattung vorliegenden Daten.

1. Ubergreifender Teil (landesbezogen)
1.1. Kennzahlen der Versorgung:
- Frihgeborene mit Geburtsgewicht < 1500 g: 470

(Anmerkung: Mangels Erléduterungen zur Datengrundlage bzw. zur Berechnung dieser Kennzahl wurden
die im Bereich der externen Qualitdtssicherung im Leistungsbereich Neonatologie gemdf3 der
Spezifikation zur "Dateniibermittlung 2017 — Neonatalerhebung 2016" fiir die Internetseite
www.perinatalzentren.org an das IQTIG ibermittelten Datensdtze fiir die Berechnung herangezogen).

— Perinatalzentren nach Versorgungsstufe:
a. Level 1: 9
b. Level 2: 1
c. Perinataler Schwerpunkt: 4

— Perinatalzentren, die eine Meldung (iber eine Nichterfiillung abgegeben haben
a. Anzahl: 10
b. Anteil: 100 %

- Perinatalzentren, die in einen klarenden Dialog getreten sind mit dem Ergebnis, dass keine
Zielvereinbarung notwendigist: 0

- Kumulative Angabe der von den Perinatalzentren gemeldeten Griinde fir Nichterfullung:

e Entsprechend qualifiziertes Kinderkrankenpflegepersonal steht am Arbeitsmarkt nicht in
ausreichendem Umfang zur Verfiigung (es wird u. a. auf Gutachten des DKl bzw. auf
"Perinatalbefragungen" verwiesen)

e Kontinuierlich steigende Geburtenzahlen in den letzten Jahren

e Nicht planbare zusatzliche Behandlungsfille (z. B. bei Akutaufnahmen, bei Barrierepflege z. B.
MRSA-Falle, bei klinischer Verschlechterung)

e Ungeplanter Personalausfall

1.2. Einschatzung im Hinblick auf die Versorgung der Friih- und Reifgeborenen gemaR § 8 Absatz 7
QFR-RL

— Perinatalzentren, die die Erflllung der Anforderungen in der vereinbarten Frist
a. nicht erreicht haben:

Der fir diesen (Zwischen-) Bericht zur Verfligung stehende Evaluationszeitraum nach Abschluss
der Zielvereinbarungen erlaubt noch keine endgiiltige diesbeziigliche Aussage. Die Laufzeiten der
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Krankenhaus-individuell abgeschlossenen Zielvereinbarungen beziehen sich (iberwiegend auf
einen langeren Zeitraum.

b. voraussichtlich nicht erreichen werden:

Der fir diesen (Zwischen-) Bericht zur Verfligung stehende Evaluationszeitraum nach Abschluss
der Zielvereinbarungen erlaubt noch keine endgiiltige Aussage. Die Laufzeiten der Krankenhaus-
individuell abgeschlossenen Zielvereinbarungen beziehen sich iberwiegend auf einen langeren
Zeitraum.

Zusammenfassung des Lenkungsgremiums des betreffenden Bundeslandes der unter a. und b.
angegebenen Griinde fir die Nichterreichung der Erflllung der Anforderung der QFR-RL, die sich
in dem Klarenden Dialog bestatigt haben:

Im Vergleich zum den vorangegangenen Berichte ergeben sich keine wesentlichen Anderungen
der Einschatzung der Fachgruppe.

Die Meldungen an den GBA zugrunde legend erfiillt keines der Perinatalzentren in Rheinland-Pfalz
die Vorgaben fiir die Personalausstattung im Bereich der Pflege gemal der QFR-Richtlinie. Dem
gegeniber zeigen die von den Krankenhdusern im Rahmen des "klarenden Dialogs" zur Verfligung
gestellten Unterlagen, das einzelne Perinatalzentren die in der Richtlinie beschriebenen
Anforderungen erfiillen kdnnen bzw. nur geringfligig von den Vorgaben abweichen.

Die im Evaluationszeitraum seit 2017 im Verlauf beobachteten Schichterfiillungsquoten zeigen bei
allen im "klarenden Dialog" befindlichen Perinatalzentren eine positive Tendenz, wobei
Krankenhaus-individuell groBe Unterschiede bestehen.

Die von den Krankenhausern im "klarenden Dialog" angegebenen Griinde (s. 0.) kbnnen aus Sicht
der Fachgruppe grundsatzlich nachvollzogen werden. Insbesondere der Mangel an am
Arbeitsmarkt verfligbaren qualifizierten Arbeitskraften in Kombination mit den in den
vergangenen Jahren kontinuierlich steigenden Geburtenzahlen bereitet den Krankenhdusern
offensichtlich Schwierigkeiten bei den Bestrebungen, eine den Anforderungen der Richtlinie des
GBA entsprechende Personalausstattung sicherzustellen. Die Krankenhduser haben hier
individuell unterschiedliche Lésungsanséatze gesucht bzw. Initiativen ergriffen. Hier kénnen die mit
allen Perinatalzentren im "klarenden Dialog" vereinbarten Ziele und MaRRnahmen moglicherweise
unterstiitzend wirksam werden.

Die durch das Lenkungsgremium der SQMed berufene Fachgruppe hatte mit allen am kldarenden
Dialog teilnehmenden Perinatalzentren fristgerecht im Dezember 2017 Zielvereinbarungen bez.
der Erreichung der in der Richtlinie des GBA beschriebenen Anforderungen an die
Personalausstattung im Bereich der pflegerischen Versorgung geschlossen.

Zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Zwischenberichtes erscheint eine Prognose bez. der Erfiillung
der Anforderungen der Richtlinie zum 31.12.2019 (Ende der Ausnahmeregelung) spekulativ.
Ebenso unklar verbleibt, welche Folgen / Konsequenzen eine Nichterfiillung der in der Richtlinie
beschriebenen Anforderungen an die Personalausstattung fiir die Versorgung der Friihgeborenen
in Rheinland-Pfalz zur Folge haben wird.
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— Einschatzung der fir die Krankenhausplanung zustdndigen Landesbehdrde im Hinblick auf die
Auswirkungen der Nichterreichung auf die Versorgung von Frih- und Reifgeborenen,
insbesondere zur Sicherstellung der flaichendeckenden Versorgung, in dem jeweiligen Bundesland
bzw. der Region sowie vorgesehene MaRnahmen:

Zum gegenwartigen Zeitpunkt lasst sich eine Einschatzung der Auswirkungen der Nichterreichung
auf die flachendeckende Versorgung von Friih- und Reifgeborenen nicht serios treffen. Diese
Einschatzung setzt eine Beurteilung voraus, ob, und wenn ja wie viele und wo gelegene Zentren
wie lange aus der Versorgung herausfallen wiirden. Diese Beurteilung ist aktuell nicht moglich.

1.3. Analyse der Fachgruppe zum koordinierten Vorgehen zur Férderung der Ausbildung von
Gesundheits- und Kinderkrankenpflegern sowie der Fachweiterbildung des Pflegepersonals in dem
Bundesland bzw. in der Region (gemaR § 8 Abs. 10 QFR-RL)

Gibt es ein koordiniertes Vorgehen?

a. Wenn ja, ist dieses ausreichend?
b. Wenn nicht ausreichend, welche MalRnahmen werden empfohlen?
c. Wenn es kein koordiniertes Vorgehen gibt, wie kann dieses initiiert werden?

Um Fachkraftesicherungsmalinahmen gezielt planen zu kdnnen, wird seit 2002 durch das Ministerium
fiir Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie des Landes Rheinland-Pfalz die Arbeitsmarktanalyse
»,Branchenmonitoring Pflege” zum Angebot und zur Nachfrage an Fachkraften in der Pflege in
Rheinland-Pfalz durchgefiihrt. Im Jahr 2010 wurde im Branchenmonitoring ermittelt, dass rund 2.900
Pflegekrafte auf dem Pflegearbeitsmarkt fehlten, um die Nachfrage zu decken. Aufgrund dieser
Ergebnisse wurde mit den Partnerinnen und Partnern des Gesundheitswesens und der Pflege in
Rheinland-Pfalz die ,,Fachkrafte- und Qualifizierungsinitiative 2012-2015“ auf den Weg gebracht.

Ein Handlungsfeld war auch die Steigerung der Ausbildungszahlen in der Gesundheits- und
Kinderkrankenpflege. Die MaRnahmen waren erfolgreich. Die Zahl der Auszubildenden ist von 362 im
Jahr 2012 auf 450 im Jahr 2017 um rund 24% gestiegen.

Diese Zahlen werden durch Recherchen der in der Fachgruppe zum kldrenden Dialog vertretenen
Landespflegekammer Rheinland-Pfalz bestatigt: Diese Recherchen zeigen, dass die Zahl der belegten
Ausbildungsplatze in der Kinderkrankenpflege in Rheinland-Pfalz in den Jahren 2013 bis 2016 um ca.
18 % (2013: 360; 2016: 426) gestiegen sind.

Dennoch ist es erforderlich, das Engagement im Bereich der Pflegeausbildungen weiter zu verstarken
und die Weichen fiir die Zukunft zu stellen. Daher wurde auf dem Fachkréaftegipfel Pflege im Januar
2017 beschlossen, dass die bisherige Fachkrafteinitiative fortgesetzt wird und ab dem Jahr 2018 die
,Fachkrafte- und Qualifizierungsinitiative Pflege 2.0, 2018-2022“ startet.
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Einheitliches Berichtsformat der Lenkungsgremien an den Gemeinsamen
Bundesausschuss gemaR § 8 Absatz 11 QFR-RL

Bericht zum 31.01.2019
Saarland

Die Erfassung der folgenden Informationen erfolgt anhand der bis zum Zeitpunkt der
Berichterstattung vorliegenden Daten.

1. Ubergreifender Teil (landesbezogen)
1.1. Kennzahlen der Versorgung:

e Frihgeborene mit Geburtsgewicht < 1500 g: 166 (gemaf® Landesauswertung QSKH-
RL 2016)

e Frihgeborene mit Geburtsgewicht < 1500 g: 151 (gemaR Landesauswertung QSKH-
RL Jahr 2017)

- Perinatalzentren nach Versorgungsstufe:
a. Level 1: 2
b. Level 2: 0
c. Perinataler Schwerpunkt: 4

- Perinatalzentren, die eine Meldung Uber eine Nichterflillung abgegeben hatten
a. Anzahl: 1
b. Anteil: 50%

- Perinatalzentren, die in einen klarenden Dialog getreten sind mit dem Ergebnis, dass keine
Zielvereinbarung notwendig ist: 0

- Kumulative Angabe der von den Perinatalzentren gemeldeten Grinde fir Nichterflllung:

e Fehlendes Personal fir Zeiten mit aulRergewohnlichen Ereignissen

= Daten 2016: Keimbesiedlung, die eine 1:1 Betreuung bei Kindern, die diese
vom pflegerischen Bedarf nicht mehr bendtigt hatten, erforderte

= Daten 2017: ungeplante Zugange Kinder < 1500 g
= Daten 2018: ungeplante Zugange Kinder < 1500 g, Personalausfall

1.2. Einschidtzung im Hinblick auf die Versorgung der Friih- und Reifgeborenen gemafn
§ 8 Absatz 7 QFR-RL

- Perinatalzentren, die die Erfullung der Anforderungen in der vereinbarten Frist
a. nicht erreicht haben: entfallt (Angabe im Bericht zum 31.12.2018 noch nicht mdglich)

b. voraussichtlich nicht erreichen werden: entfallt (Angabe im Bericht zum 31.12.2018
noch nicht mdglich)

- Zusammenfassung des Lenkungsgremiums des betreffenden Bundeslandes der unter
a. und b. angegebenen Griinde fir die Nichterreichung der Erflllung der Anforderung
der QFR-RL, die sich in dem Klarenden Dialog bestatigt haben:
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Siehe Bericht 31.01.2018
Das Krankenhaus hat die Anforderungen gemal QFR-RL kontinuierlich im Jahr 2018
erreicht.

Auswirkungen der Nichterreichung auf die Versorgung von Frih- und Reifgeborenen in
dem jeweiligen Bundesland bzw. der Region

Unter der Voraussetzung der Nichterreichung der Anforderungen durch das
Perinatalzentrum Level 1 in der vereinbarten Frist wirde die Frihgeborenenversorgung
im Saarland nicht mehr gewahrleistet sein. Das weitere Level 1 Zentrum im Saarland
ware nicht in der Lage, die notwendigen Kapazitaten zusatzlich zu ibernehmen.

Einschatzung der fir die Krankenhausplanung zustandigen Landesbehdérde im Hinblick
auf die Auswirkungen der Nichterreichung auf die Versorgung von Frih- und
Reifgeborenen, insbesondere zur Sicherstellung der flachendeckenden Versorgung, in
dem jeweiligen Bundesland bzw.der Region sowie vorgesehene Malinahmen.

Siehe Bericht 31.01.2018 und siehe oben

1.3. Analyse der Fachgruppe zum koordinierten Vorgehen zur Forderung der
Ausbildung von Gesundheits- und Kinderkrankenpflegern sowie der Fachweiterbildung
des Pflegepersonals in dem Bundesland bzw. in der Region (gemaR § 8 Abs. 10 QFR-

Gibt es ein koordiniertes Vorgehen? Ja

Siehe Bericht 31.01.2018
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Bericht an den Gemeinsamen Bundesausschuss

Bericht gemaB § 8 Abs. 11 der Richtlinie des Gemeinsamen Bundesausschusses Uber
MaBnahmen zur Qualitdtssicherung der Versorgung von Frih- und Reifgeborenen gemaB
8§ 136 Abs. 1Nr. 2 SGB V in Verbindung mit § 92 Abs. 1Satz 2 Nr. 13 SGB V
(Qualitatssicherungs-Richtlinie Frih- und Reifgeborene/QFR-RL)

Dritter Halbjahresbericht zum Klarenden Dialog

Fachgruppe ,Klarender Dialog”
Im Auftrag des Lenkungsgremiums Sachsen

Stand: 29. Januar 2019
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Il.2.  Einschatzung im Hinblick auf die Versorgung der Friih- und Reifgeborenen gemai
8§ 8 Absatz 7 QFR-RL
II.3.  Analyse der Fachgruppe zum koordinierten Vorgehen zur Férderung der Ausbildung

1. Standortbezogene Berichte

.1, Universitatsklinikum Leipzig

Il.2.  Universitatsklinikum Dresden

Il.3.  DRK-Krankenhaus Chemnitz-Rabenstein
. 4. Klinikum St. Georg Leipzig
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I. Grundlagen

Anlage 2 der Qualitdtssicherungs-Richtlinie Frih- und Reifgeborene (QFR-RL) definiert die
Qualitatsmerkmale bzw. Minimalanforderungen fur die vier perinatologischen Versorgungs-
stufen.

Einrichtungen, deren Perinatalzentren die Anforderungen an die pflegerische Versorgung
gemaB Nummer |.2.2 bzw. I1.2.2 dieser Anlage ab dem 1. Januar 2017 nicht erfullen, mUssen dies
unter Angabe der Grinde dem G-BA unverzuglich mitteilen. Diese Einrichtungen nehmen damit
die Ubergangsregelung der Richtlinie in Anspruch. Mit diesen Krankenh&usern ist nach
Mitteilung durch den G-BA zu ihrer Personalsituation in der Pflege auf Landesebene ein
gesonderter, klarender Dialog durch das verantwortliche Gremium nach § 14 Absatz 1 Satz 1 der
QSKH-RL (Lenkungsgremium) zu fihren.

Der Klarende Dialog dient insbesondere der Ursachenanalyse und Unterstutzung der
schnellstmdglichen Erfullung der Personalanforderungen durch den Abschluss einer
Zielvereinbarung.

Eine Zielvereinbarung ist innerhalb von vier Monaten nach Eingang der Mitteilung beim
Lenkungsgremium zu schlieBen.

Die Lenkungsgremien der Lander berichten dem G-BA halbjahrlich iber den Umsetzungsstand
des klarenden Dialogs.

Perinatalzentren, die die Ubergangsregelung zur Erfiillung der Personalanforderungen in
Anspruch nehmen, werden auf den Internetseiten www.perinatalzentren.org kenntlich gemacht
(Beschluss des G-BA vom 16. Marz 2018).

Der klérende Dialog in Sachsen

Der Klarende Dialog erfolgt gemeinsam mit den Landesverbanden der sachsischen
Krankenkassen und Ersatzkassen, der Krankenhausgesellschaft Sachsen, dem Sachsischen
Staatsministerium fur Soziales und Verbraucherschutz sowie dem Sachsischen Pflegerat und
der Patientenvertretung, deren Vertreter im Auftrag des Lenkungsgremiums gemeinsam eine
Fachgruppe ,Klarender Dialog” bilden.

Die betroffenen Zentren wurden um die Beantwortung folgender Fragen und um folgende
Unterlagen gebeten:
- Strukturvoraussetzungen fUr die Einstufung als Perinatalzentrum Level |
- Welche Abweichungen von den Vorgaben der Richtlinie liegen vor?
- Anzahl der seit dem 1. Januar 2017 zu versorgenden intensivtherapiepflichtigen und
intensiviberwachungspflichtigen Kinder < 1500 g
- Falldarstellung: typische Versorgungsengpasse, die seit dem 1. Januar 2017 fur die
Nichterfullung der Anforderungen an die pflegerische Versorgung gesorgt haben
- Haufigkeit und Zeitdauer (Anzahl aufeinanderfolgender Schichten) der Nichterfullung
der Anforderungen an die pflegerische Versorgung
- Qualifikation der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Pflegedienstes
- Personalmanagementkonzept
- Projektplan einschlieBlich eines konkreten Zeitplanes zur Erfillung der Vorgaben

Die Fachgruppe hat in funf Beratungen die Unterlagen bewertet, Nachfragen formuliert und mit
zwei Einrichtungen ein Gesprach gefuhrt.
Alle betroffenen Zentren wurden Ende des Jahres 2018 um einen Sachstandsbericht gebeten.

Das Lenkungsgremium wurde zum Sachstand informiert.

3
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Il. Landesbezogener Bericht

. 1. Kennzahlen der Versorgung

Frihgeborene mit Geburtsgewicht < 1500g

342 Falle

Datenquelle: Sachsische Neonatalerhebung, Erfassungsjahr 2018
(vorlaufige Angabe, Datenannahmeschluss ist der 28. Februar 2019 fur das
Erfassungsjahr 2018)

Basierend auf dem neonatologischen Versorgungskonzept des Gemeinsamen
Bundesausschusses und den Daten der sachsischen Erhebung Geburtshilfe wird in Sachsen
mit einer Sonderauswertung die Regionalisierung von Frihgeborenen Uberprift.

Einrichtungen werden im Rahmen des Strukturierten Dialogs um Stellungnahme gebeten, wenn
Geburten dokumentiert wurden, die gemaB Aufnahme- und Zuweisungskriterien der Anlage 1
QFR-RL in einer hoheren Versorgungsstufe hatten stattfinden sollen. Die Stellungnahmen
werden von der Arbeitsgruppe bewertet und ggf. weitere MaBBnahmen ergriffen.

Perinatalzentren nach Versorgungsstufe (Stand: Juni 2018)
a. Level 1: vier Zentren
b. Level 2: sieben Zentren
c. Perinataler Schwerpunkt: 18 Einrichtungen

Perinatalzentren, die eine Meldung Uber eine Nichterfullung abgegeben haben
a. Vier Perinatalzentren
b. 36,27 Prozent

Perinatalzentren, die in einen kldrenden Dialog getreten sind mit dem Ergebnis, dass keine
Zielvereinbarung notwendig ist:
- Mit allen Perinatalzentren war eine Zielvereinbarung zu schlieBen.

Kumulative Angabe der von den Perinatalzentren gemeldeten Grunde fur Nichterfullung

- Ineiner Einrichtung liegt das Personalproblem bei nicht ausreichend verfugbaren
Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger/-innen, wahrend Schwestern mit der
Fachweiterbildung ,Padiatrische Intensivpflege” hinsichtlich ihrer Qualifikationen und
Kompetenzen ausreichend vorhanden sind.

- Inzwei Einrichtungen liegt das Personalproblem bei nicht ausreichend verfugbarem
Pflegepersonal mit der Fachweiterbildung ,Padiatrische Intensivpflege”.

- Ineiner Einrichtung ist die Nichterfullung der personellen Besetzung hauptsachlich ein
Problem der Vorhaltung bei Spitzenbelastungen.

- Allgemein: Verdnderungen im Patienten- und Leistungsspektrum konnen jahrlich bei
sonst unverandert bestehenden Rahmenbedingungen zu unterschiedlichen
Erfullungsquoten fuhren.
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ll. 2. Einschatzung im Hinblick auf die Versorqung der Frih- und Reifgeborenen geman
8§ 8 Absatz 7 QFR-RL

Perinatalzentren, die die Erfullung der Anforderungen in der vereinbarten Frist
a. nicht erreicht haben: entfallt
b. voraussichtlich nicht erreichen werden: entfallt

Zusammenfassung des Lenkungsgremiums des betreffenden Bundeslandes der unter a. und b.
angegebenen Grunde fur die Nichterreichung der Erfullung der Anforderung der
QFR-RL, die sich in dem Klarenden Dialog bestatigt haben: entfallt

Auswirkungen der Nichterreichung auf die Versorgung von Fruh- und Reifgeborenen in
Sachsen bzw. der Region

Auswirkung ist die Versorgung durch nicht ausreichend qualifiziertes Pflegepersonal
entsprechend der Vorgabe des Gemeinsamen Bundesausschusses.

Einschatzung der fUr die Krankenhausplanung zustandigen Landesbehdrde im Hinblick auf die
Auswirkungen der Nichterreichung auf die Versorgung von Frih- und Reifgeborenen,
insbesondere zur Sicherstellung der flachendeckenden Versorgung, in dem jeweiligen
Bundesland bzw. der Region sowie vorgesehene MaBBnahmen.

In Sachsen sind gute Strukturen im Bereich der perinatologischen Versorgung
vorhanden. Aktuell verteilen sich in Sachsen vier Perinatalzentren Level | auf drei
Ballungsraume. Sollte keine dieser Einrichtungen mehr die Anforderungen an die
pflegerische Versorgung erfullen, so ware dies fur die Versorgung der Frioh- und
Reifegeborenen kritisch.

Die zustandige Landesbehorde geht aktuell davon aus, dass die Bemuhungen der
Fachgruppe ,Klarender Dialog” zur Erfullung der geforderten Voraussetzungen fuhren
werden und die flachendeckende Versorgung somit auch kiinftig sichergestellt ist. Uber
die MaBnahmen im Rahmen des klarenden Dialoges hinausgehende MaBnahmen sind
aus Sicht der Landesbehdrde derzeit nicht angezeigt.

[l. 3. Analuse der Facharuppe zum koordinierten Vorgehen zur Férderung der Ausbildung von
Gesundheits- und Kinderkrankenpflegern sowie der Fachweiterbildung des
Pflegepersonals in Sachsen bzw. in der Region (gemaB § 8 Abs. 10 QFR-RL)

Gibt es ein koordiniertes Vorgehen? Nein

a. Wenn jg, ist dieses ausreichend?
b. Wenn nicht ausreichend, welche MaBnahmen werden empfohlen?
C. Wenn es kein koordiniertes Vorgehen gibt, wie kann dieses initiiert werden?

Dauer, Gliederung und Inhalt der Ausbildung sind in Sachsen in der Weiterbildungsverordnung
Gesundheitsfachberufe des Ministeriums fur Soziales und Verbraucherschutz verankert. Die
Ausbildung in Sachsen erfolgt in zwei Bildungseinrichtungen.

Nach Rucksprache mit den beiden Bildungszentren ist die Fachgruppe zu der Einschatzung
gelangt, dass im Freistaat Sachsen ausreichende Weiterbildungskapazitaten fur die
,Padiatrische Intensivpflege” vorhanden sind, welche bei Bedarf in Anspruch genommen
werden konnen.
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Bericht an den Gemeinsamen Bundesausschuss

Uber den

Klarenden Dialog 2018

nach § 8 Absatz 11 der Richtlinie tber MalBnahmen zur Qualitatssicherung der Versorgung von
Frih- und Reifgeborenen
gemaf § 136 Absatz 1 Nummer 2 SGB V

in Verbindung mit
§ 92 Abs. 1 Satz 2 Nr.13 SGB V

Bundesland Sachsen - Anhalt

Im Auftrag
Projektgeschéftsstelle Qualitatssicherung

Sachsen-Anhalt

31. Januar 2019
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1. Ubergreifender Teil (landesbezogen auszufiillen)

1.1. Kennzahlen der Versorgung:

- Frihgeborene mit Geburtsgewicht <1500g: 242
(Stand: 31.12.2017)
- Perinatalzentren nach Versorgungsstufe:
a. Level 1: 3
b. Level 2: 2*
c. Perinataler Schwerpunkt: 6

*planerische Aufteilung in Level 1 und 2 gem. Rahmenvorgaben fiir Versorgungs-und Qualitatsziele
der Krankenhausplanung in Sachsen-Anhalt gem. 8 3 Krankenhausgesetz Sachsen-Anhalt nicht
vorgesehen. Im Krankenhauplan sind 3 Level 1 Zentren aufgefuhrt.

- Perinatalzentren, die eine Meldung Uber eine Nichterfullung abgegeben haben
a. Anzahl: 3
b. Anteil: 2*

- Perinatalzentren, die in einen klarenden Dialog getreten sind mit dem Ergebnis, dass
keine Zielvereinbarung notwendig ist: O
*Mit Meldung vom 11.01.2018 hat ein weiteres Krankenhaus gegeniiber dem G-BA eine
Nichterfillung der strukturellen Voraussetzungen in der Pflege gem. QFR-RL unter der Behauptung
des langjahrigen Betriebes eines Perinatalzentrums Level 2 abgegeben. Eine Beschlussfassung
zum Abschluss einer Zielvereinbarung konnte im Lenkungsausschuss bisher aufgrund fehlender
satzungsgemaRer Stimmenmehrheit bei umstrittenen Voraussetzungen zum Betrieb eines
Perinatalzentrums Level 2 nicht erfolgen.

- Kumulative Angabe der von den Perinatalzentren gemeldeten Griinde fur Nichterfillung:

- Mangel an Fachkréften (im Besitz der Fachweiterbildung Padiatrische
Intensivpflege)

- Ungeplante Neuaufnahmen

- Sowohl kurzfristiger als auch langfristiger Ausfall von Pflegepersonal

1.2.  Einschétzung im Hinblick auf die Versorgung der Friih- und Reifgeborenen gemal §
8 Absatz 7 QFR-RL

- Perinatalzentren, die die Erflllung der Anforderungen in der vereinbarten Frist

a. nicht erreicht haben: /

Die vereinbarten Zwischenziele mit Terminsetzung zum 31.12.2018 konnten fur 4 der
erstgenannten 5 Zentren vollstandig, fir 1 Zentrum bis auf ein Zwischenziel erreicht
werden (s. unter 2: Spezifischer Teil).
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b. voraussichtlich nicht erreichen werden: /

Die vereinbarten Zwischenziele mit Terminsetzung zum 31.12.2018 konnten fiir 4
der erstgenannten 5 Zentren vollstandig, fir 1 Zentrum bis auf ein Zwischenziel
erreicht werden (s. unter 2: Spezifischer Tell).

- Zusammenfassung des Lenkungsgremiums des betreffenden Bundeslandes der unter a.
und b. angegebenen Griunde fir die Nichterreichung der Erfullung der Anforderung der
QFR-RL, die sich in dem Klarenden Dialog bestéatigt haben:

Zum gegenwartigen Zeitpunkt ist nur fir ein Zentrum das definierte Zwischenziel der
Ausbildung von 20 Gesundheits-und Kinderkrankenpfleger nicht erreicht. Der Grund
ist im spezifischen Teil ndher erlautert.

- Auswirkungen der Nichterreichung auf die Versorgung von Frih- und Reifgeborenen in
dem jeweiligen Bundesland bzw. der Region

Dem aktuellen Stand des klarenden Dialogs entsprechend ist die Versorgung von Friih-
und Reifgeborenen in Sachsen-Anhalt zum gegenwartigen Zeitpunkt flachendeckend
gesichert.

- Einschatzung der fur die Krankenhausplanung zustandigen Landesbehérde im Hinblick
auf die Auswirkungen der Nichterreichung auf die Versorgung von Fruh- und
Reifgeborenen, insbesondere zur Sicherstellung der flachendeckenden Versorgung, in
dem jeweiligen Bundesland bzw. der Region sowie vorgesehene MalRhahmen.

Dem aktuellen Stand des klarenden Dialogs entsprechend ist die Versorgung von
Frih- und Reifgeborenen in Sachsen-Anhalt zum gegenwértigen Zeitpunkt
flachendeckend gesichert. Eine aktuelle Beratung ist derzeit in Vorbereitung.

1.3.  Analyse der Fachgruppe zum koordinierten Vorgehen zur Férderung der Ausbildung
von Gesundheits- und Kinderkrankenpflegern sowie der Fachweiterbildung des
Pflegepersonals in dem Bundesland bzw. in der Region (gemaf § 8 Abs.10 QFR-RL)

Gibt es ein koordiniertes Vorgehen? Nein
a. Wenn ja, ist dieses ausreichend? [Ja] [Nein]

b. Wenn nicht ausreichend, welche Malinahmen werden empfohlen?

c. Wenn es kein koordiniertes Vorgehen gibt, wie kann dieses initiiert werden?

Eine entsprechende Abfrage der Fachgruppe in den Perinatalzentren ist erfolgt. Derzeit
erfolgt die Vorbereitung einer Beratung, um Mafinahmen abzuleiten, zu biindeln und zu
initiileren.
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Anlage 7: Einheitliches Berichtsformat der Lenkungsgremien an den G-BA gemaf 8
8 Absatz 11 QFR-RL - Bericht zum 31.01.2019

Einleitende Anmerkungen der Fachgruppe ,Kléarender Dialog*

Die vom Lenkungsausschuss fir die externe stationdre Qualitatssicherung in Schleswig-
Holstein einberufene Fachgruppe ,Klarender Dialog” steht in einem konstruktiven
Austausch mit den Perinatalzentren in Schleswig-Holstein. Grundsétzlich positiv
festzustellen ist, dass die QFR-RL zu einer Personalaufstockung in den Zentren geflihrt
hat. Diese Entwicklung sollte weiter unterstitzt werden. Die hierzu aus den Gesprachen
mit den Perinatalzentren resultierenden Anregungen fiir eine Anpassung der QFR-RL
werden im Folgenden dargelegt:

1. Ubergangsfrist QFR-RL

Eine Verlangerung der Ubergangsfrist der QFR-RL wird als erforderlich und zielfiihrend
angesehen, um die bereits begonnenen Umsetzungsschritte weiter vorantreiben zu
kénnen. Die Auswirkungen der zukinftig generalistischen Ausbildung sollten schon
jetzt beachtet werden. Denn es besteht die Sorge, dass die Generalistik dazu flhrt,
dass es kunftig weniger Interessenten fur die Kinderkrankenpflege gibt. Unter anderem
deshalb ware eine Verlangerung der Berufserfahrungsanerkennung fir die
Weiterbildungsquote bis 2024 dringend erforderlich. Zudem sollte die Anpassung der
Fachweiterbildung geprift werden, insbesondere auf den hohen zeitlichen Anteil fur die
Intensivpflege Erwachsener. Auch die ,jederzeit“-Regelung in Bezug auf die
Nichterfullung der Richtlinie bei einmalig zwei nichterflllten Schichten in Folge sollte
flexibilisiert werden.

2. Klassifizierungen

Weiter wird angeregt die Aufnahme einer Klassifizierung
e weiterer Kinder*
e spate Frihgeborene* und
e  kranke Reifgeborene".

3. Ausreichendes Pflegepersonal in allen Versorgungsbereichen

Die Umsetzung einer Mindestbesetzung von Pflegekraften nach der QFR-RL darf nicht
dazu fiuhren, dass Personal aus anderen Bereichen in dem Male abgezogen wird,
dass die Versorgung in diesen Bereichen geféahrdet ist. In gleicher Weise ist es auch
nicht zulassig, dass Pflegekrafte aus anderen Versorgungsbereichen dem
Versorgungsbereich der QFR-RL zugeordnet werden. Dies sollte bei einer Anpassung
der QFR-RL entsprechend beriicksichtigt werden.

4. Level-2 Krankenh&auser

Die Unterschiede zwischen Level 1 und Level 2 werden als zu gering angesehen. Es wurde
die Sorge geaufRert, dass sich zunehmend Level-2-Zentren nach Level 3 zurlickstufen
lassen, und damit dringend notwendige Intensivbetten-Kapazitaten fur die
Frihgeborenenversorgung nach der QFR-RL verloren gehen. Daher regen wir an, die Level-
2-Definition zu Uberprufen. Dies betrifft vorrangig Regionen wie Schleswig-Holstein, in
denen Level-2-Krankenhduser mal3geblich an der Versorgung nach der QFR-RL
teilnehmen.

Qualitatssicherungs-Richtlinie Friih- und Reifgeborene, Stand: Inkrafttreten 01.01.2018



Bericht des Lenkungsgremiums Schleswig-Holstein gemaf § 8 Abs. 11 QFR-RL an den G-BA Stand: 31.01.2019
Anlage 2 zum Beschluss

5. Definitionen in der QFR-RL

Wir empfehlen nachdrticklich eine Klarstellung innerhalb der QFR-Richtlinie, wie lange von
einem friihgeborenen Kind mit einem Geburtsgewicht von < 1500 g auszugehen ist (bis zum
Erreichen des Koérpergewichts von 1500 Gramm oder bis zum Erreichen des errechneten
Geburtstermins oder bis zur Entlassung des Kindes von der Intensivstation oder bis zur
klinischen Stabilisierung (z.B. Extubation)?). Auch eine Definition von ,adaquate Versorgung
sonstiger Kinder* wére notwendig.

Der Lenkungsausschuss fir die externe stationare Qualitatssicherung Schleswig-
Holstein bittet den Gemeinsamen Bundesausschuss daher, Kkurzfristig eine
grundlegende Uberarbeitung der QFR-RL zu beschlieRen.

Qualitatssicherungs-Richtlinie Friih- und Reifgeborene, Stand: Inkrafttreten 01.01.2018
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1 Ubergreifender Teil fur Schleswig-Holstein

1.1 Kennzahlen der Versorgung:

Frihgeborene mit Geburtsgewicht < 15009: 223 [Stand 31.12.2018]
Perinatalzentren nach Versorgungsstufe:

a) Levell:5
b) Level 2: 3
c) Perinataler Schwerpunkt: 3

Perinatalzentren, die eine Meldung Uber eine Nichterfillung abgegeben haben

a) 7 [im Berichtszeitraum 01.01.2018 — 31.12.2018]
b) 87,5 %

Perinatalzentren, die in einen klarenden Dialog getreten sind mit dem Ergebnis,
dass keine Zielvereinbarung notwendig ist: O

Anmerkung des Lenkungsausschusses: In 2017 ist mit allen 8 Perinatalzentren
eine Zielvereinbarung geschlossen worden. Wahrend in 2017 noch in zwei
Perinatalzentren die Anforderungen an die pflegerische Versorgung gem. I/11.2.2
der Anlage 2 QFR-RL erflllt waren, musste eines dieser beiden Zentren in 2018 die
Nichterfiillung der Anforderungen gegenlber dem Gemeinsamen
Bundesausschuss anzeigen. Dieses Zentrum wird daher in diesem Bericht mit
ausgewiesen. Das Perinatalzentrum, das die Anforderungen weiterhin erfillt, ist in
diesem Bericht nicht ausgewiesen. Mit ihm ist eine Zielvereinbarung dahingehend
getroffen worden, dass die bisherigen Bemuihungen zur Erflllung der
Anforderungen fortgesetzt werden. Sollten die Vorgaben zu einem spateren
Zeitpunkt seit Abschluss dieser Vereinbarung nicht erftllt werden kénnen, ist dieses
Zentrum aufgefordert, dies unverziuglich beim Gemeinsamen Bundesausschuss
anzuzeigen.

Kumulative Angabe der von den Perinatalzentren gemeldeten
Griundefir Nichterfullung:

Die Grunde hierfur sind vielfaltig, aber ganz oben auf der Liste steht:

die fehlende Verfluigbarkeit von qualifiziertem Personal am Arbeitsmarkt,

ein hohes bzw. unvorhergesehenes Patientenaufkommen,

ein akuter bzw. unvorhergesehener Personalausfall,

die in 2017 noch begrenzte Anzahl der verfugbaren Weiterbildungsplatze in
padiatrischer Intensivpflege (in 2018 konnten in Schleswig-Holstein zusatzliche
Kapazitaten geschaffen werden)

mangelnde Kapazitaten fir die Freistellung zur Einarbeitung bzw.
Weiterbildung von Mitarbeitern,

ein Abwerben und die Fluktuation von Personal,

Schwierigkeiten bei der Verlegung von Kindern bei Versorgungsengpassen.

Qualitatssicherungs-Richtlinie Friih- und Reifgeborene, Stand: Inkrafttreten 01.01.2018



Bericht des Lenkungsgremiums Schleswig-Holstein gemaf § 8 Abs. 11 QFR-RL an den G-BA Stand: 31.01.2019
Anlage 2 zum Beschluss

1.2 Einschatzung im Hinblick auf die Versorgung der Frih- und Reifgeborenen geman
§ 8 Absatz 7 QFR-RL

- Perinatalzentren, die die Erfillung der Anforderungen in der vereinbarten Frist

a) nicht erreicht haben: Frist 2019 noch nicht abgelaufen, daher keine
b) voraussichtlich nicht erreichen werden: unklar

- Zusammenfassung des Lenkungsgremiums des betreffenden Bundeslandes der
unter a) und b) angegebenen Griinde fur die Nichterreichung der Erfillung der
Anforderung der QFR-RL, die sich in dem Klarenden Dialog bestatigt haben:

Wegen der aktuellen Situation auf dem Arbeitsmarkt scheint die Erfullung der
Anforderungen an die pflegerische Versorgung gem. I/ll.2.2 der Anlage 2 QFR-
RL zumindest zweifelhaft.

- Auswirkungen der Nichterreichung auf die Versorgung von Friih- und
Reifgeborenen in dem jeweiligen Bundesland bzw. der Region

GrolR3e Perinatalzentren scheinen insgesamt starker von der Nichterfullung der
Mindestpersonalvorgaben betroffen zu sein, da sie offenbar einen grdéf3eren
Anteil an Mehrlingsgeburten, Zuverlegungen und Notfallen an den insgesamt zu
versorgenden Frithgeborenen haben als kleinere Zentren.

Im Ergebnis besteht dadurch die konkrete Gefahr der Verschlechterung der
Versorgungsqualitat, beispielsweise wenn sich Perinatalzentren von der
Versorgung bei den Rettungsdiensten abmelden und Schwangere mit drohender
Frihgeburt an andere (entferntere) Perinatalzentren transportiert werden
mussen. Insbesondere in Gebieten, in denen nur ein Perinatalzentrum fur die
Versorgung einer groReren Region zustandig ist, kann dies sehr schnell zu
Versorgungsdefiziten fuhren.

- Einschatzung der fir die Krankenhausplanung zustandigen Landesbehdrde im
Hinblick auf die Auswirkungen der Nichterreichung auf die Versorgung von Friih-
und Reifgeborenen, insbesondere zur Sicherstellung der flachendeckenden
Versorgung, in dem jeweiligen Bundesland bzw. der Region sowie vorgesehene
Mafinahmen.

Stellunghahme des Landes Schleswig-Holstein

In Schleswig-Holstein haben sich alle Perinatalzentren Level 1 (5 Zentren) und Level 2 (3
Zentren) vorsorglich beim G-BA als Nichterfiller der Personalanforderungen fur Frihchen unter
1.500g Geburtsgewicht gemeldet.

Davon hat im Berichtszeitraum bis 31.12.2018 nur noch ein Perinatalzentrum Level 2 die
Personalanforderungen erfillt. Dies kann sich jedoch jederzeit durch aktuellen Personalmangel
oder Einzelereignisse (Spitzenauslastungen) &ndern.

Im Vergleich zur ersten Stellungnahme haben sich keine Anderungen der Einschatzung im
Hinblick auf die Auswirkungen der Nichterreichung auf die Versorgung von Frih- und
Reifgeborenen in Schleswig-Holstein ergeben. Insoweit wird hier ausdricklich auf die
Ausflihrungen im ersten Bericht vom Januar 2018 verwiesen. Vor diesem Hintergrund betrachtet
das Land Schleswig-Holstein die Entwicklung in den Level-Zentren des Landes weiterhin mit
grof3er Sorge.

Qualitatssicherungs-Richtlinie Friih- und Reifgeborene, Stand: Inkrafttreten 01.01.2018
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Die Qualitatssicherungs-Richtlinie Frih- und Reifgeboren (QFR-RL) hat nachvollziehbare,
gerechtfertigte Forderungen an die Strukturqualitdt und Personalversorgung in der Pflege von
Perinatalzentren formuliert. Mit diesen Mindestvorgaben gibt es eine deutliche Verbesserung der
pflegerischen Versorgung in den Perinatalzentren, infolge von Planstellenerhéhungen, allerdings
nur fur die kleine Gruppe der Frihchen unter 15009, vielerorts ,auf Kosten“ der anderen
gleichermalien kranken Friih- und Neugeborenen und brandverletzten Kinder, die mit weniger
Pflegepersonal versorgt oder abgewiesen wurden.

Die Krankenhduser haben grof3e Anstrengungen unternommen, fachweitergebildetes Personal
zu gewinnen, das ist nur bedingt gelungen.

Nach wie vor ist festzustellen, dass es den Perinatalzentren trotz erheblicher Anstrengungen
nicht méglich ist, das erforderliche Pflegepersonal zu rekrutieren.

Mit den weiterhin sehr eng gefassten Vorgaben zur Personalmindestvorhaltung beim
Pflegepersonal sieht das Land jedoch die groRe Gefahr, dass die Versorgungsqualitat sich nicht
weiter verbessert, sondern sich insbesondere fir Schwangere mit drohender Frithgeburt deutlich
verschlechtert.

Zudem werden die Krankenhauser mit einem enormen burokratischen Aufwand konfrontiert, das
erhebliche personelle Ressourcen bindet und das vorhandene Pflegepersonal zunehmend
frustriert. Daher hélt das Land Schleswig-Holstein die aktuellen Vorgaben, auch die
Dokumentation der Nichterfullung in Stunden, nicht fur zielfihrend.

Der Klarende Dialog mit allen acht Perinatalzentren im November 2018 hat gezeigt, dass die
Personalmindestanforderungen auch am Ende der Ubergangszeit nicht erfillt werden kdnnen
und dass die Richtlinie kurzfristig Uberarbeitet und geandert werden muss:

Diese Meinung bestatigt und unterstitzt das einstimmiges Votum der Lander aus der 42.Sitzung
der Obersten Landesgesundheitsbehdrden (AOLG) in Munster und der Auftrag der Lander aus
der AG Krankenhauswesen 2018 und jetzt erst erneut am 14./15. Januar 2019.

Das Vorsitzland der AOLG ist 2018 an das Bundesministerium fur Gesundheit sowie den G-BA
herangetreten und hat auf die Dringlichkeit einer friihzeitigen Uberprifung der Auswirkungen der
Mindestpersonalvorgaben der QFR-RL auf die Versorgungssicherheit in der Neonatologie
hingewiesen. Dabei sollen die Berichte der Lenkungsgremien aus den Landern beziiglich des
klarenden Dialogs besonders beriicksichtigt werden.

Dartber hinaus muss der Dokumentationsaufwand deutlich gesenkt werden und die Meldung
der gleichen Daten zu unterschiedlichen Terminen sinnvoll zusammengefuhrt werden. Statt einer
Misstrauenskultur muss im gemeinsamen Bemihen aller Beteiligten eine zukunftsfahige
Vertrauenskultur aufgebaut werden, die das Wohl der Muitter und Neugeborener in den
Mittelpunkt stellt.

Das ursprungliche Ziel, die Sicherstellung der Qualitat in der Versorgung von Frih- und
Reifgeborenen und ihrer Familien darf in der Kleinteiligkeit der Anforderungen und ihrer
Umsetzung zu keinem Zeitpunkt aus den Augen verloren werden.

Besonders in den grof3en Zentren und vorrangig in den Perinatalzentren Level 1 machen sich
trotz der Ubergangsregelung bis zum 31. 12. 2019, Versorgungsengpasse bemerkbar, die dazu
fuhren, dass eine nicht unbeachtliche Anzahl von schwangeren Muittern von den
Perinatalzentren abgelehnt bzw. verlegt werden muissen und ihnen weite, zeitaufwéndige
Transportfahrten zugemutet werden.

Wenn tendenziell die Erfullungsquote der grof3en Level 1 Zentren angestiegen ist, kann das nur
bedingt ein Mal3stab fur die Zunahme der Versorgungsqualitat sein, weil durch Umverteilung der
Risikoschwangeren in die kleineren Zentren ein héheres Risiko fir Mutter und Kind in Kauf
genommen wird. Wenn grof3e Zentren dann die Versorgungssicherheit von Regionen mit mehr
als 700.000 Einwohnern sicherstellen missen und die Entfernung bis zum néchsten Level-1
oder Level-2 Zentrum 70 km oder mehr betragen, filhren die aus den Vorgaben resultierenden
mdglichen Bettensperrungen jetzt bereits zu einer Gefahrdung der Versorgung.

Qualitatssicherungs-Richtlinie Friih- und Reifgeborene, Stand: Inkrafttreten 01.01.2018
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Auch wenn durch das Verfahren des klarenden Dialogs und der Ubergangsregelungen, die
Unterschreitung der Mindestpersonalvorgaben nicht sanktionsbehaftet ist, sehen die Kliniken
grol3e Probleme, z. B. beim Haftungsrecht.

In Zukunft sind daher vermehrt Verlegungen bzw. weitere Wege fir Risikoschwangere aufgrund
von Bettensperrungen zu erwarten. Dieses darf nicht das Ergebnis einer
Qualitatssicherungsrichtlinie sein.

Zukunftig wird es erforderlich sein, dass fir Friihgeborene > 1500 g ebenfalls ein adaquater
Personalschliissel vorgesehen wird, denn auch hier gibt es abhéangig von der Krankheitsschwere
der Kinder Pflegebedarf, der-jedenfalls temporar- einer 1:1 Versorgung bedarf. Deshalb wird ein
medizinisch vertretbarer Spielraum als sinnvoll erachtet, der dem tatsachlichen
Versorgungsbedarf der kranken Kinder entspricht.

Zudem ist zu befirchten, dass - wie bereits jetzt erkennbar - eine "Selbst"- Herabstufung der
Perinatalzentren von Level 1 auf Level 2 bzw. auf eine Klinik mit perinatalem Schwerpunkt
erfolgen wird, obgleich der Bedarf fur Intensivbehandlungsplatze besteht. Dies betrifft besonders
Level 2 Zentren, die mit der Rickstufung auf Level 3 ihren Versorgungsauftrag hinsichtlich der
Intensivbehandlungsplatze zuriickgeben obwonhl sie versorgungstechnisch notwendig sind.

In der Strukturabfrage 2017, die am 01.Juli 2018 auf der Plattform ,Perinatalzentren.org”
veroffentlich wurde, sind 165 Level 1 Zentren und 46 Level 2 Zentren erfasst, d.h. zunehmend
werden Level 2 Zentren zu Level 3 Zentren umgewandelt und geben die NICU (Neugeborenen-
Intensiv Care Unit) auf. Zum jetzigen Zeitpunkt sehen wir nicht, dass die Platze an den
benachbarten Level 1 Zentren aufgestockt werden, sondern dass die groRe Gefahr besteht,
dass bendtigte Intensivkapazitaten fur die Versorgung tatséchlich verloren gehen.

Nicht auf3er Acht darf gelassen werden, dass durch die starren Personalschliissel andere
Bereiche der Versorgung, insbesondere der Geburtshilfe, tangiert werden.

Denn Risikoschwangere werden infolge der Vorgaben vermehrt abgewiesen. Eine wohnortnahe
Versorgung unter Vermeidung der bekannten Transportrisiken ware damit ebenfalls nicht
gewabhrleistet.

Insgesamt gefahrdet diese Richtlinie zunehmend eine qualitativ hochwertige Versorgung von
Fruh- und Neugeborenen, statt sie zu verbessern.

Das Lenkungsgremium Schleswig-Holstein hat seinem 3. Bericht die Anmerkungen der
Fachgruppe ,Klarender Dialog® als Anregung zur Uberarbeitung der Richtlinie QFR-RL
vorangestellt.

Das Ministerium fur Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren des Landes Schleswig-
Holstein bittet um besondere Berlcksichtigung dieser Vorschléage.

gez. Silke Seemann

Qualitatssicherungs-Richtlinie Friih- und Reifgeborene, Stand: Inkrafttreten 01.01.2018
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1.3 Analyse der Fachgruppe zum koordinierten Vorgehen zur Forderung der
Ausbildung von Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerinnen und Gesundheits-
und Kinderkrankenpflegern sowie der Fachweiterbildung des Pflegepersonals in
dem Bundesland bzw. in der Region (gemaf § 8 Abs. 10 QFR-RL)

Gibt es ein koordiniertes Vorgehen? Nein

a) Wenn ja, ist dieses ausreichend? [Ja] [Nein]
b) Wenn nicht ausreichend, welche Malinahmen werden empfohlen?

c) Wenn es kein koordiniertes Vorgehen gibt, wie kann dieses
initilert werden?

Der Lenkungsausschuss hat angeregt, unter Federfihrung des
Ministeriums fir Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren
(MSGJFS) des Landes Schleswig-Holstein gemeinsam mit allen
Selbstverwaltungspartnern einen konstruktiven Erfahrungsaustausch zu
initieren, bei dem die Aus- und Fachweiterbildungssituation des
Pflegepersonals in Schleswig-Holstein analysiert wird und Moglichkeiten
eines koordinierten Vorgehens abgeleitet werden.

Qualitatssicherungs-Richtlinie Friih- und Reifgeborene, Stand: Inkrafttreten 01.01.2018
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Bericht an den Gemeinsamen Bundesausschuss

Uber den

Klarenden Dialog — Zweites Halbjahr 2018

nach § 8 Absatz 11 der Richtlinie tber Mal3Bnahmen zur Qualitatssicherung der Versorgung von
Frih- und Reifgeborenen
gemal § 136 Absatz 1 Nummer 2 SGB V

in Verbindung mit
§ 92 Abs. 1 Satz 2 Nr.13 SGB V

Bundesland Thiringen

LGS

THURINGEN

Im Auftrag

Landesgeschaftsstelle fir Qualitatssicherung Thiringen

31.01. 2019

LQS Thiringen

Im Semmicht 33

07751 Jena

Telefon: 03641 614-220

E-Mail: info@Igs-thueringen.de
Internet: www.Igs-thueringen.de
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Ubergreifender Teil (landesbezogen auszufiillen)

Kennzahlen der Versorgung:

Frihgeborene mit Geburtsgewicht <15009:

Da die Frist fur die Datenannahme der QS-Daten des Erfassungsjahres 2018 erst am
28.02.2019 endet, ist eine finale Anzahl zum Abgabezeitpunkt dieses Berichts nicht
bekannt. Mit Stand vom 31.01.2019 wurden 106 entsprechend dokumentierte Falle des
Erfassungsjahres 2018 tbermittelt.

Perinatalzentren nach Versorgungsstufe:
a. Level 1: 3

b. Level 2: 5

c. Perinataler Schwerpunkt: 10

Perinatalzentren, die eine Meldung Uber eine Nichterflllung abgegeben haben
a. Anzahl: 4
b. Anteil: 50 %

Perinatalzentren, die in einen klarenden Dialog getreten sind mit dem Ergebnis, dass
keine Zielvereinbarung notwendig ist: 2

Kumulative Angabe der von den Perinatalzentren gemeldeten Grinde fur Nichterfullung:

- Ungeplante Neuaufnahmen (auch Mehrlingsgeburten), Belegungsspitzen im
Jahresverlauf

- Kurzfristiger Personalausfall

- Kritische Arbeitsmarktsituation

- Kapazitatsprobleme auch in kooperierenden Einrichtungen

Einschatzung im Hinblick auf die Versorgung der Friih- und Reifgeborenen gemaf 8
8 Absatz 7 QFR-RL

Perinatalzentren, die die Erfullung der Anforderungen in der vereinbarten Frist

a. nicht erreicht haben: /

Zum aktuellen Zeitpunkt wurden die Vorgaben der Zwischenziele der
Zielvereinbarungen erreicht.
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b. voraussichtlich nicht erreichen werden: /

Bisher wurde nicht von einem Nichterreichen der Vorgaben zum Ende der
Ubergangsfrist Ende 2019 ausgegangen. Beide sich im klarenden Dialog befindliche
Einrichtungen initierten  einen  umfangreichen = MaRnahmenkatalog  zur
Personalakquise sowie zur Weiterbildung der Pflegekrafte. Gleichwohl kénnen beide
Einrichtungen die aktuellen Planstellen derzeit nicht adaquat besetzen. Bei
unveranderter Arbeitsmarktsituation besteht nach derzeitigem Ermessen Grund zur
Annahme, dass auch Uber 2019 hinaus bei unvorhergesehenen Belegungsspitzen
Abweichungen von den Vorgaben der Richtlinie auftreten werden.

- Zusammenfassung des Lenkungsgremiums des betreffenden Bundeslandes der unter a.
und b. angegebenen Griunde fiur die Nichterreichung der Erfullung der Anforderung der
QFR-RL, die sich in dem Klarenden Dialog bestatigt haben:

- Durch eine kontinuierlich auf3erst kritische Arbeitsmarktsituation konnen trotz
adaquater Bemihungen der Einrichtungen nicht alle Planstellen besetzt
werden. Die fihrt insbesondere bei Belegungsspitzen (unvorhergesehene
Aufnahmen zum Teil bei Mehrlingsgeburten) dazu, dass die Vorgaben nicht
erfullt werden kdnnen.

- Verlegungen und/oder Abweisungen von Frauen konnen nicht als Mittel der
Wahl angesehen werden, da die Kapazitaten in anderen adéaquaten
Einrichtungen oftmals ebenfalls ausgeschopft sind und sich die Chancen der
Frihgeborenen durch Zeitverzug und zusatzliche Transporte erheblich
verschlechtern.

- Auswirkungen der Nichterreichung auf die Versorgung von Friih- und Reifgeborenen in
dem jeweiligen Bundesland bzw. der Region

Dem gegenwartigen Stand des klarenden Dialogs entsprechend ist die Versorgung von
Frih- und Reifgeborenen in Thiringen gesichert. Die sich im klarenden Dialog
befindlichen Einrichtungen legten umfangreiche Maflinahmenkataloge insbesondere
auch zur Personalgewinnung vor. Gleichwohl signalisierte eine der Einrichtungen, dass
das Erreichen der pflegerisch-personellen Vorgaben mit dem aktuellen
Personalbestand auch uber das Ende der Ubergangsfrist hinaus nicht gewahrleistet
werden konne.

- Einschatzung der fur die Krankenhausplanung zustandigen Landesbehérde im Hinblick
auf die Auswirkungen der Nichterreichung auf die Versorgung von Frith- und
Reifgeborenen, insbesondere zur Sicherstellung der flachendeckenden Versorgung, in
dem jeweiligen Bundesland bzw. der Region sowie vorgesehene MalRnahmen.
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Dem gegenwartigen Stand des klarenden Dialogs entsprechend ist die Versorgung
von Frih- und Reifgeborenen in Thiringen gesichert. Die sich im klarenden Dialog
befindlichen Einrichtungen legten umfangreiche MaRRnhahmenkataloge insbesondere
auch zur Personalgewinnung vor. Gleichwohl signalisierte eine der Einrichtungen,
dass das Erreichen der pflegerisch-personellen Vorgaben mit dem aktuellen
Personalbestand auch tber das Ende der Ubergangsfrist hinaus nicht gewahrleistet
werden kénne.

1.3.  Analyse der Fachgruppe zum koordinierten Vorgehen zur Férderung der Ausbildung
von Gesundheits- und Kinderkrankenpflegern sowie der Fachweiterbildung des
Pflegepersonals in dem Bundesland bzw. in der Region (gemaf § 8 Abs.10 QFR-RL)

Gibt es ein koordiniertes Vorgehen? [Ja] [Nein]

a. Wenn ja, ist dieses ausreichend? [Ja] [Nein]

b. Wenn nicht ausreichend, welche Malinahmen werden empfohlen?

/

c. Wenn es kein koordiniertes Vorgehen gibt, wie kann dieses initiiert werden?

/




	8.4.15_1_B_QFR-RL_VÖ KD_Jan. 2019_nachbereitet
	Beschluss

	8.4.15_2_Anl.1 zum B_Kommentierung_Berichte QFR-RL_Jan. 2019_nachbereitet
	Kommentierung durch den Gemeinsamen Bundesausschuss
	zu den Berichten der Lenkungsgremien über den klärenden Dialog nach § 8 Absatz 11 QFR-RL vom 31. Januar 2019

	8.4.15_3_Anl.2 zum B_Übergreifende Berichtsteile KD Jan. 2019_nachbereitet_geschwärzt
	Baden-Württemberg_Bericht_2019-01-31
	Bayern_Bericht_2019-01-31
	Berlin_Bericht_2019-01-28
	Brandenburg_Bericht_2019-01-30
	Brandenburg_Schreiben_2019-01-30
	Bremen_Bericht_2019-01-21
	Hamburg_Bericht_2019-01-23
	Einleitende Worte
	1.1 Kennzahlen der Versorgung – Januar bis September 2018
	1.2 Einschätzung im Hinblick auf die Versorgung der Früh- und Reifgeborenen gemäß § 8 Absatz 7 QFR-RL
	1.3 Analyse der Fachgruppe zum koordinierten Vorgehen zur Förderung der Ausbildung von Gesundheits- und Kinderkrankenpflegern sowie der Fachweiterbildung des Pflegepersonals in dem Bundesland bzw. der Region (gemäß § 8 Abs. 10 QFR-RL)

	2 Spezifischer Teil zum Standort (Ort der Leistungserbringung), d.h. standortbezogen auszufüllen
	2.1 Altonaer Kinderkrankenhaus Perinatalzentrum Altona in Kooperation mit der Asklepios Klinik Altona


	Hessen_Bericht_2019-01-30
	Mecklenburg-Vorpommern_Bericht_2019-01-09
	Niedersachsen_Bericht_2019-01-30
	Nordrhein-Westfalen_ Bericht_2019-02-01
	1. Einleitung
	1.1. Spezifischer Teil der Einleitung


	Rheinland-Pfalz_Bericht_2019-01-31
	Saarland_Bericht_2019-01-31
	Sachsen_Bericht_2019-01-31
	Sachsen-Anhalt_Bericht_2019-01-31
	Schleswig-Holstein_Bericht_2019-01-30
	Thüringen_Bericht_2019-01-31




